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Gesetzentwurf der Bundesregierung  

Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung des 
Bundeshaushaltsplans für das Haushaltsjahr 2026 
(Haushaltsgesetz 2026 – HG 2026) 
– Einzelplan 17 – 
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Mitglieder des Ausschusses 

Fraktion Ordentliche Mitglieder Anwe-
senheit 

Stellvertretende Mitglieder Anwe-
senheit 

CDU/CSU Albani, Stephan 
Dahler, Wolfgang 
Demuth, Ellen 
Edelhäußer, Ralph 
Heveling, Ansgar 
Hose, Michael 
König, Anne 
Körner, Dr. Konrad 
Orthey, Harald 
Pöpsel, Oliver 
Schulz, Marvin 
Timmermann-Fechter, Astrid 
Weisgerber, Dr. Anja 
 

nein 
ja 
ja 

nein 
ja 
ja 
ja 
ja 
ja 
ja 
ja 
ja 
ja 

Bilic, Florian 
Borchardt, Simone 
Brodesser, Dr. Carsten 
Düber, Dr. Hülya 
Ehm, Lars Andre 
Grasse, Adrian 
Koob, Markus 
Nacke, Dr. Stefan 
Rohwer, Lars 
Schreiner, Felix 
Staffler, Katrin 
Willsch, Klaus-Peter 
Zeulner, Emmi 

nein 
nein 
nein 
nein 
nein 
nein 

ja 
nein 
nein 

ja 
ja 

nein 
nein 

AfD Bessin, Birgit  
Bollmann, Gereon  
Frömming, Dr. Götz  
Maack, Sebastian 
Przygodda, Kerstin  
Rathert, Dr. Anna 
Reichardt, Martin  
Rudzka, Angela  
Zaum, Christian 
 

ja 
nein 

ja 
ja 
ja 
ja 

nein 
nein 

ja 

Ebenberger, Tobias  
Feser, Jan  
Höchst, Nicole  
Kempf, Martina Rose-Marie 
Martel, Johann 
Rehm, Lukas  
Storch, Beatrix von 
Strauß, Otto 
Weiss, Claudia 

nein 
nein 
nein 
nein 
nein 
nein 
nein 
nein 
nein 

SPD Dittmar, Sabine 
Döring, Felix 
Esken, Saskia 
Hostert, Jasmina 
Ortleb, Josephine 
Rabanus, Martin 
Reichardt, Truels 
 

ja 
ja 
ja 
ja 
ja 
ja 
ja 

 

Baldy, Daniel 
Kaczmarek, Oliver 
Rump, Daniela 
Schmidt, Dagmar 
Seitzl, Dr. Lina 
Wagner, Dr. Carolin 
N. N. 
 

nein 
nein 
nein 
nein 
nein 
nein 

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 

Khan, Misbah 
Loop, Denise 
Reinalter, Dr. Anja 
Schauws, Ulle 
Slawik, Nyke 
 

ja 
nein 
nein 

ja 
ja 

Fischer, Simone 
Lehmann, Sven 
Rüffer, Corinna 
Vriesema, Mayra 
Winklmann, Tina 

nein 
nein 
nein 

ja 
nein 

Die Linke Eißing, Mandy  
Gebel, Kathrin  
Gohlke, Nicole  
Kaminski, Maren 
 

ja 
ja 

nein 
ja 

Brückner, Maik 
Hermeier, Mareike 
Köktürk, Cansin  
Reichinnek, Heidi 

ja 
nein 
nein 
nein 
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Mitglieder der Bundesregierung und nachgeordneter Behörden 

• Michael Brand, Parlamentarischer Staatssekretär im Bundesministerium für Bildung, 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

• Ferda Ataman, Unabhängige Bundesbeauftragte für Antidiskriminierung 
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Vor Eintritt in die Tagesordnung 

Die Vorsitzende: Meine Damen und Herren, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, ich begrüße Sie zur 
9. Sitzung des Ausschusses für Bildung, Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend. 

Sehr herzlich darf ich in unserer Mitte den Parla
mentarischen Staatssekretär, Herrn Michael 
Brand, begrüßen. Außerdem ist heute Frau Ferda 
Ataman bei uns zu Gast, die Antidiskriminie
rungsbeauftragte des Bundes. Sie ist in Begleitung 
ihrer Mitarbeiterin Frau Nathalie Schlenzka ge
kommen. Seien Sie beide herzlich willkommen 
bei uns. 

Die Kolleginnen und Kollegen, die uns heute per 
Video oder Telefon zugeschaltet sind, darf ich nun 
wie üblich namentlich aufrufen, damit sie sich 
identifizieren. Bitte bestätigen Sie kurz, dass Sie 
in der Leitung sind. 

Hinweis des Sekretariats: Folgende Abgeordnete 
haben sich per Zoom zur Sitzung zugeschaltet: 

o Ulle Schauws (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN), 
o Nyke Slawik (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN). 

Vielen Dank. 

Ich weise auf die Tagesordnung und die Ergän
zungsmitteilung zur Sitzung hin. 

Wir beginnen mit Tagesordnungspunkt 1, dem 
Fachgespräch mit der Unabhängigen Bundesbe
auftragten für Antidiskriminierung Ferda Ataman 
zum Fünften Gemeinsamen Bericht der Antidis
kriminierungsstelle des Bundes und der in ihrem 
Zuständigkeitsbereich betroffenen Beauftragten 
der Bundesregierung und des Deutschen Bundes
tages „Diskriminierung in Deutschland – Erkennt
nisse und Empfehlungen“ auf BT-Drucksache 
20/12800. 

Für diesen Punkt haben wir ca. eine Stunde vorge
sehen. 

Tagesordnungspunkt 2 ist die abschließende Bera
tung zum Gesetzentwurf der Bundesregierung 
über die Feststellung des Bundeshaushaltsplans 
für das Haushaltsjahr 2026 auf BT-Drucksache 
21/600. Wir beraten hier den Einzelplan 17. 

Hierfür sind ca. 45 Minuten vorgesehen. 

Tagesordnungspunkt 3 ist die Beschlussfassung 
über die Änderung des regelmäßigen Sitzungsbe
ginns unseres Ausschusses auf Mittwoch 
11:30 Uhr. 

Tagesordnungspunkt 4 ist Verschiedenes. 

Sind Sie mit dem Ablauf der Sitzung einverstan
den? Dann können wir so verfahren. Ich trete in 
die Tagesordnung ein. 

Die vorgeschlagene Tagesordnung findet einhel
lige Zustimmung. 

 

 

Tagesordnungspunkt 1 

Fachgespräch mit der Unabhängigen Bundesbe
auftragten für Antidiskriminierung Ferda Ataman 
zum 

Fünften Gemeinsamen Bericht der Antidiskrimi
nierungsstelle des Bundes und der in ihrem Zu
ständigkeitsbereich betroffenen Beauftragten der 
Bundesregierung und des Deutschen Bundestages  
„Diskriminierung in Deutschland – Erkenntnisse 
und Empfehlungen“ 

BT-Drucksache 20/12800 

Die Vorsitzende: Für die eine Stunde, die wir zur 
Verfügung haben, ist folgender Ablauf vorgesehen: 
Frau Ataman, Sie haben für ihre einleitenden 
Worte etwa 15 Minuten Zeit. Danach gibt es 45 
Minuten Zeit für zwei Frage- und Antwortrunden. 
In der ersten Fragerunde hat jede Fraktion 5 
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Minuten Zeit für ihre Fragen und die Antworten, 
in der zweiten Fragerunde sind es 4 Minuten Zeit 
für jede Fraktion. 

Ich bitte die Abgeordneten, auf die Zeit zu achten 
und daran zu denken, dass genügend Zeit für die 
jeweilige Antwort auf Ihre Fragen bleibt. Ich emp
fehle daher, höchstens zwei Fragen pro Runde zu 
stellen. 

Sie werden feststellen, dass ich als zuständige Be
richterstatterin in den Fragerunden zweimal kurz 
den Hut wechsle und Fragen stelle. Lassen Sie 
sich davon nicht irritieren. 

Sind Sie mit dem Ablauf einverstanden? Dann 
verfahren wir so. 

Sehr geehrte Frau Ataman, Sie haben das Wort. 

Ferda Ataman (Unabhängige Bundesbeauftragte 
für Antidiskriminierung): Sehr geehrte Frau Vor
sitzende, sehr geehrter Herr Staatssekretär, sehr 
geehrte Abgeordnete des Deutschen Bundestages, 
vielen Dank für die Einladung in den Ausschuss 
und, dass ich den Bericht heute vorstellen darf. 

Eine Arbeitnehmerin bekommt von ihrem Chef 
vor versammelter Mannschaft zu hören: „Mir ge
fällt Ihre Figur in diesem Kleid, aber damit lenken 
Sie mich völlig ab.“ Ein jüdischer Familienvater 
auf Wohnungssuche berichtet uns, dass ein Ver
mieter ihm mit den Worten absagt: „Sorry, an Ju
den vermiete ich nicht. Nichts gegen Sie, aber 
sonst malt mir noch jemand ein Hakenkreuz ans 
Haus.“ Eine Ukrainerin bewirbt sich auf eine 
Stelle als Verkäuferin. Der Filialleiter sagt ihr: 
„Mit deinem Akzent könnte ich Dich höchstens 
zum Putzen einteilen, aber das wollt ihr ja nicht. 
Dann lieber vom Staat Kohle kassieren.“ Das sind 
nur drei Beispiele aus der Beratung, die bei uns in 
der Antidiskriminierungsstelle des Bundes einge
gangen sind. Als Antidiskriminierungsstelle des 
Bundes haben wir den gesetzlichen Auftrag, dem 
Deutschen Bundestag in jeder Legislatur einen Be
richt vorzulegen. Bevor ich Ihnen die wichtigsten 
Ergebnisse hierzu vorstelle, möchte ich kurz 

unsere Arbeit bekannt machen. 

Ich bin seit drei Jahren Unabhängige Bundesbe
auftragte für Antidiskriminierung. In dieses Amt 
wird man vom Deutschen Bundestag, also von 
Ihnen oder Ihren Vorgängern und Vorgängerin
nen, gewählt, für fünf Jahre, auch um die Unab
hängigkeit des Amtes von der Bundesregierung zu 
unterstreichen und europäischen Richtlinien ge
recht zu werden. Ich bin bei allen Vorhaben der 
Regierung zu beteiligen, in denen es um Diskrimi
nierung geht, insbesondere in Gesetzgebungsver
fahren. Vor allem aber leite ich die Antidiskrimi
nierungsstelle des Bundes. In dieser Rolle ver
stehe ich mich als Anwältin für die Menschen, die 
Diskriminierung erleben. Unser gesetzlicher Auf
trag ist, Menschen zu beraten, die Diskriminie
rung erleben, die Öffentlichkeit über ihre Rechte 
aufzuklären und die Forschung zum Thema Dis
kriminierung voranzubringen. Vor zwei Wochen 
habe ich beispielsweise eine von uns geförderte 
Studie zur Diskriminierungserfahrung von Jüdin
nen und Juden seit dem 7. Oktober 2023 vorge
stellt. Weitere Schwerpunkte in den nächsten bei
den Jahren sind die Themen Altersdiskriminie
rung, die Diskriminierung durch künstliche Intel
ligenz und Geschlechterdiskriminierung, wie etwa 
sexuelle Belästigung. 

Aber nun zum Fünften Bericht an den Deutschen 
Bundestag. So sieht er aus. Er ist sehr schwer. 
Deswegen haben wir – ich weiß gar nicht, ob wir 
die Langfassung mitgebracht haben – auf jeden 
Fall einige Exemplare mitgebracht und auch Kurz
fassungen, aber sie sind auch als Download ver
fügbar und wurden dem Bundestag als Drucksa
che zur Verfügung gestellt. Laut Gesetz erarbeiten 
wir diesen Bericht immer gemeinsam mit den Be
auftragten, die auch in ihrem Wirkungsbereich 
zum Thema Diskriminierung befasst sind. Diesmal 
waren so viele beteiligt wie noch nie. Es sind na
mentlich die Beauftragte der Bundesregierung für 
Migration, Flüchtlinge und Integration sowie für 
Antirassismus, der Beauftragte der Bundesregie
rung für Aussiedlerfragen und nationale Minder
heiten, der Beauftragte der Bundesregierung für 
die Belange von Menschen mit Behinderungen, 
die Wehrbeauftragte des Deutschen Bundestages, 
die auch für Diskriminierung in ihrem Bereich zu
ständig ist, der Beauftragte der Bundesregierung 
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für jüdisches Leben und den Kampf gegen Antise
mitismus, der Beauftragte der Bundesregierung ge
gen Antiziganismus und für das Leben der Sinti 
und Roma in Deutschland sowie die Beauftragte 
der Bundesregierung für die Akzeptanz sexueller 
und geschlechtlicher Vielfalt. Als Antidiskrimi
nierungsstelle werten wir für den Bericht die Da
ten aus unserer Beratung aus und fassen dafür 
auch einmalig die Erfahrungen der Beratungsstel
len in ganz Deutschland zusammen. Der Berichts
zeitraum umfasst die Jahre 2021 bis 2023. 

Zu den zentralen Erkenntnissen: Sie haben bereits 
eine erste Folie vor sich liegen. Im Berichtszeit
raum haben sich mehr als 20.000 Menschen an 
die Antidiskriminierungsstelle des Bundes ge
wandt. Sie sehen, die Fallzahlen steigen von Jahr 
zu Jahr. Und trotzdem sind diese Zahlen nur die 
Spitze des Eisbergs. Wir wissen aus Untersuchun
gen, dass jedes Jahr Millionen von Menschen Dis
kriminierung erleben und sich nur die wenigsten 
Hilfe suchen. Mit Blick auf unsere Beratung kön
nen wir feststellen, dass die Fälle von Diskrimi
nierung um ein Vielfaches steigen. Wir hatten al
lein im Jahr 2024, also nach dem Berichtszeit
raum, weitere 11.400 Fälle. Damit sind wir am Li
mit. Mehr Anfragen können wir nicht beantwor
ten. Dieser Trend ist leider auch bei zivilgesell
schaftlichen Antidiskriminierungsstellen und Be
ratungen erkennbar. 

Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz, auf 
dessen Grundlage wir beraten, schützt vor Diskri
minierung aufgrund von sechs Merkmalen: Alter, 
Behinderung, Geschlecht, sexuelle Identität, Reli
gion und Weltanschauung sowie rassistische und 
antisemitische Diskriminierung. All das ist in 
Deutschland verboten, am Arbeitsmarkt und beim 
Zugang zu Dienstleistungen und Gütern. Hier se
hen Sie, wie sich die Fälle im Berichtszeitraum 
auf die verschiedenen Diskriminierungsmerkmale 
einteilen. Vor allem die letzte Spalte ist interes
sant, das sind die Prozente. Am häufigsten werden 
uns Fälle zum Thema Rassismus berichtet, mit 
über 40 Prozent. Diskriminierung aufgrund einer 
Behinderung oder einer chronischen Krankheit 
machen 27 Prozent der Beratungsanfragen aus. 
Anfragen zu Diskriminierung wegen des Ge
schlechts oder der Geschlechtsidentität machen 
über 20 Prozent der Anfragen aus. 12 Prozent 

unserer Anfragen kommen zu Benachteiligungen 
wegen des Alters, wobei junges und höheres Alter 
gemeint sein kann, es ist unabhängig, welches Al
ter. 7 Prozent der Anfragen kamen zu Benachteili
gungen wegen der Religion und Weltanschauung 
und 4 Prozent wegen der sexuellen Identität. 

Wir können uns noch ansehen, in welchen Le
bensbereichen Menschen die Diskriminierung er
lebt haben. Jede dritte Anfrage kam zum Bereich 
Arbeitsmarkt. Das ist erst einmal nicht ungewöhn
lich. Auf unserer Webseite machen wir sehr deut
lich, dass das Allgemeine Gleichbehandlungsge
setz nicht in allen Bereichen wirkt und hilft, son
dern vor allem am Arbeitsmarkt und beim Zugang 
zu Dienstleistungen und Gütern. Das spiegelt sich 
da in gewisser Weise auch wider. Was den Ar
beitsmarkt angeht, sind das Fälle wie Beleidigun
gen in Arbeitschats, Belästigung am Arbeitsplatz 
oder schwangere Frauen, die gekündigt werden, 
einfach weil sie schwanger geworden sind. Ältere 
Menschen und Menschen mit einer Behinderung 
berichten uns, dass sie bei Bewerbungen pauschal 
aussortiert werden, ungeachtet ihrer Kompetenzen 
und Fähigkeiten. Ein Fünftel der Anfragen betref
fen den Zugang zu Gütern und Dienstleistungen. 
Das sind überwiegend Diskriminierung im Einzel- 
und Onlinehandel, bei Personenbeförderungen im 
Verkehr, bei Bankgeschäften oder z. B. auf dem 
Wohnungsmarkt. Fast die Hälfte der Ratsuchen
den schildert Diskriminierung in Lebensberei
chen, in denen das Allgemeine Gleichbehand
lungsgesetz nicht wirkt und nicht schützt, z. B. im 
Gesundheitswesen, im Bildungsbereich, bei staat
lichen Stellen wie Jugend- oder Finanzämtern, bei 
Ausländerbehörden, in der Justiz oder im Kontakt 
mit der Polizei. 

Zentrale Erkenntnisse aus dem Berichtszeitraum: 
Diskriminierungen geschehen zunehmend unver
hohlener, offener und härter. Menschen mit Be
hinderung bekommen zu hören: „Leute wie Sie 
können wir in unserem Betrieb nicht brauchen.“ 
Frauen mit Kopftuch bekommen Absagen mit der 
Aussage: „Sie sind doch alle Terroristen.“ Men
schen, die sich gegen Diskriminierung wehren 
wollen, bekommen Steine in den Weg gelegt, z. B. 
weil ihnen das Allgemeine Gleichbehandlungsge
setz eine kurze Frist von zwei Monaten vor
schreibt. Und selbst wenn sie diese einhalten 
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können, müssen sie sich allein einen Anwalt su
chen, alle Entscheidungen treffen und alle Kosten 
und Risiken tragen, wenn sie gegen die Diskrimi
nierung vorgehen wollen. Und dann finden Men
schen, die Diskriminierung erleben, nur wenig 
Hilfsangebote, insbesondere im ländlichen Raum. 

Das leitet mich direkt zu den Empfehlungen, die 
wir, die Beauftragten, gemeinsam aus dem Bericht 
ableiten. Insgesamt haben wir sechs Themenberei
che identifiziert, in denen besonderer Handlungs
bedarf besteht. Ich möchte mich heute aber auf 
zwei Empfehlungen beschränken, die aus meiner 
Sicht zentral sind. Erstens, wir müssen die Bera
tung gegen Diskriminierung stärken und aus
bauen. Bislang gibt es praktisch keine flächende
ckende Antidiskriminierungsberatung in Deutsch
land. Auf etwa eine Million Einwohner und Ein
wohnerinnen kommt eine Person, die in Vollzeit 
professionell beraten kann. Sie können sich vor
stellen, dass dies rechtliche Fragen sind. Es ist 
nicht so, dass alle Menschen sofort das Gesetz le
sen und dann wissen, ob sie es anwenden können 
oder nicht, sondern das Erste, was viele Menschen 
benötigen, wenn sie Diskriminierung erleben, ist 
zunächst eine rechtliche Einschätzung. Hilft mir 
das Antidiskriminierungsrecht oder nicht? Ein 
Beispiel: Nach dem 7. Oktober haben wir an 
Hochschulen und Schulen vermehrt antisemiti
sche Beleidigungen erlebt. Schüler und Schülerin
nen, Eltern und Lehrer hat das immer wieder be
schäftigt und vor gewaltige Herausforderungen ge
stellt. In den Ländern gibt es zum Thema Diskri
minierung in Schulen kaum Unterstützungsstruk
turen. Viel zu oft werden Lehrer und Lehrerinnen, 
Eltern und auch die Schulleitungen mit dem Prob
lem allein gelassen. Wir als Antidiskriminierungs
stelle können hier nur wenig helfen, weil Bildung 
Ländersache ist und wir eine Bundesantidiskrimi
nierungsstelle sind. Deshalb brauchen wir bessere 
Strukturen bei der Antidiskriminierungsberatung. 

Unser Bundesprogramm „respekt*land“ hat dafür 
einen wichtigen Grundstein gelegt und speziali
sierte Angebote für Schulen, zum Thema Antise
mitismus, Barrierefreiheit und andere speziali
sierte Bereiche aufgebaut. Ich hoffe sehr, dass das 
Programm verstetigt werden kann. Im Moment 
sind dafür keine Mittel vorgesehen. 

Mein zweiter Punkt: Wir brauchen ein Antidiskri
minierungsrecht in Deutschland, das Menschen 
besser vor Diskriminierung schützt. Der Bericht 
zeigt sehr deutlich, warum dringend eine Reform 
des AGG notwendig ist. Im europäischen Ver
gleich zählt das deutsche Antidiskriminierungs
recht weiterhin zu den schwächsten Equal Treat
ment Acts, also Gleichbehandlungsgesetzen. Es 
gibt unzählige Hürden und Schutzlücken. Selbst 
bei handfesten Diskriminierungen müssen wir 
Menschen mitteilen, dass das Gesetz ihnen nicht 
hilft oder, dass die Frist bereits verjährt, also ver
strichen ist und sie nichts mehr dagegen tun kön
nen. So hat zum Beispiel eine junge Bürokauffrau, 
die über mehrere Wochen von ihrem Chef sexuell 
belästigt wurde, nur zwei Monate Zeit, um gegen 
die Belästigung vorzugehen. Ich weiß nicht, wie 
das gehen soll, wenn man aus Scham eine Weile 
braucht, um mit jemandem darüber zu reden und 
dann abwägen muss, ob man gegen den Arbeitge
ber oder die Arbeitgeberin klagen kann und will. 
Und wenn man nicht zufällig einen Anwalt für 
Arbeitsrecht parat hat, den man mal eben aus der 
eigenen Tasche bezahlt. 

Ein Beispiel für die Schutzlücken sind im Bericht 
die Fälle von Eltern, die am Arbeitsplatz benach
teiligt werden, oder Menschen, die Angehörige 
pflegen müssen. Uns berichtete ein Fachangestell
ter in einem Baubetrieb, dass ihm sein Chef gesagt 
hat: „Wenn Du Elternzeit nimmst, kannst Du das 
gleich vergessen mit den Projektleitungen.“ Und 
einer alleinerziehenden Werbefrau, die ihren 
schwer kranken Vater pflegen muss, wurde sogar 
direkt gekündigt, weil sie nicht mehr flexibel ge
nug sei. Beiden können wir nicht helfen, weil im 
Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz das Merk
mal für Sorgeverantwortung nicht geschützt ist, 
aber in anderen Ländern zum Beispiel schon. 

Ein letztes Beispiel noch für Schutzlücken im 
AGG, das mein Kollege Felix Klein, der Antisemi
tismusbeauftragte, im Bericht hervorhebt: In 
Deutschland ist Diskriminierung aufgrund der 
Staatsangehörigkeit im Allgemeinen Gleichbe
handlungsgesetz nicht ausdrücklich verboten. 
Wenn auf einem Schild, wie kürzlich in Flensburg 
geschehen, vor einem Laden steht, dass Juden 
nicht erwünscht sind, dann ist das nach unserem 
Gesetz eindeutig verboten. Wenn aber auf dem 
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Schild steht, dass Israelis nicht erwünscht sind, 
wie kürzlich in Fürth geschehen, dann ist das eine 
rechtliche Grauzone und könnte sogar durchge
hen. Sie sehen: Hier braucht es eine Konkretisie
rung im Recht. 

Meine Damen und Herren, sehr geehrte Abgeord
nete, die Regierungsfraktionen haben sich im Koa
litionsvertrag vorgenommen, Diskriminierung ent
schlossen entgegenzutreten. Konkret heißt es: „Be
nachteiligung und Diskriminierung sind Gift für 
unsere gesellschaftliche und wirtschaftliche Ent
wicklung. Deshalb stärken und verbessern wir den 
Diskriminierungsschutz.“ Außerdem ist die Rede 
von Altersdiskriminierung, Antisemitismus, Ras
sismus, Queerfeindlichkeit und den Rechten von 
Menschen mit Behinderung, ausdrücklich ist auch 
eine Reform des AGG angekündigt. Damit zeigen 
Sie, dass Sie die Sorgen der Menschen im Alltag 
ernst nehmen und sie verstehen. Sie zeigen zu 
Recht, dass Antidiskriminierung nicht das Projekt 
einer bestimmten politischen Richtung ist oder 
gar vogue, wie manche das verächtlich nennen. 
Der Schutz für Diskriminierung ist ein Projekt für 
die Mitte der Gesellschaft und übrigens auch für 
die Wirtschaft. Man denke zum Beispiel an den 
Personal- und Fachkräftemangel, der die deutsche 
Wirtschaft jährlich viele Milliarden Euro kostet. 
Zwei Drittel der Fachkräfte, die Deutschland wie
der verlassen, beklagen Diskriminierung. Wir kön
nen uns Diskriminierung nicht länger leisten. 
Auch mit Blick auf die Menschenrechte ist das 
Thema wichtig. Denn wann, wenn nicht jetzt, 
müssen wir Minderheiten in unserem Land besser 
schützen? Der Schutz von Minderheiten ist ein in
tegraler Bestandteil unserer Demokratie. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. Gern stehe 
ich für weitere Fragen zur Verfügung. Ich bin sehr 
stolz, dass ich vor der Zeit fertig bin. 

Die Vorsitzende: Vielen Dank, Frau Ataman. Wir 
kommen jetzt zur ersten Fragerunde der Fraktio
nen. Jede Fraktion hat fünf Minuten Zeit für ihre 
Fragen und Antworten. Wir beginnen mit der 
CDU-CSU-Fraktion. Der Abgeordnete Schulz stellt 
die erste Frage. 

 

Abg. Marvin Schulz (CDU/CSU): Sehr geehrte 
Frau Vorsitzende, herzlichen Dank. Sehr geehrte 
Frau Ataman, haben Sie vielen Dank für die Vor
stellung des Berichts. Richtigerweise haben Sie 
darauf hingewiesen, dass wir uns in dem Bereich 
auch im Koalitionsvertrag einiges vorgenommen 
haben. Dort steht, dass wir das AGG reformieren 
wollen. So fordert es auch Ihr Bericht, eine umfas
sende Reform des AGG. Sie sprechen sich darüber 
hinaus – Sie haben das hier gerade ausgeführt – 
für eine Ausweitung auf staatliches Handeln und 
die Schaffung neuer Beschwerdestrukturen aus. 
Explizite Beispiele haben Sie genannt. Im Koaliti
onsvertrag steht aber ja auch, dass wir entbürokra
tisieren wollen, und zwar nicht im Sinne der De
regulation, sondern, weil wir Prozesse verschlan
ken wollen, um sie dann effektiver, also wirk
mächtiger zu machen. Insofern habe ich die Frage: 
Wo sehen Sie in Ihrem Bereich Spielräume für 
schlankere Lösungen, um Bürokratie, zumindest 
überflüssige Bürokratie, zu vermeiden und gleich
zeitig wirksamen Schutz zu bieten? Ich frage des
halb, da wir hier in Berlin, wo ich leben darf, vor 
ein paar Jahren auf Landesebene den Bürger- und 
Polizeibeauftragten geschaffen haben, mit einem 
ähnlichen Ansatz im Sicherheitskontext. Der hat 
im Jahr 2024 784 Fälle behandelt, von denen aller
dings dann nur 5,6 Prozent als begründet einge
stuft wurden. Wenn ich das richtig in Erinnerung 
habe, ging es damals darum, dass eine zweistellige 
Personenanzahl in der Behörde aufgestockt wer
den sollte. Ich glaube, es geht darum, dass wir die 
knappen vorhandenen Mittel auch vernünftig und 
wirksam einsetzen. 

Die Vorsitzende: Vielen Dank, Herr Abgeordneter. 
Frau Ataman, Sie haben das Wort. 

Ferda Ataman (Unabhängige Bundesbeauftragte 
für Antidiskriminierung): Vielen Dank für die 
Frage, die, glaube ich, hochaktuell ist und mit der 
wir uns auch beschäftigen. Ich sehe da ein grund
sätzliches Dilemma. Das eine ist, wie ich sagte, 
das Recht der Menschen auf Nichtdiskriminierung 
im Alltag und eine gewisse Überforderung, alleine 
damit klarzukommen. Gleichzeitig aber das be
rechtigte Ziel, nicht mehr Strukturen aufzubauen, 
die zu mehr Bürokratisierung führen. Das sind 
zwei Bereiche, die das betrifft. Das eine ist die 
Wirtschaft, das andere ist der öffentliche Dienst. 
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Ich verstehe Ihre Frage ein bisschen in Richtung 
öffentlicher Dienst. Die Berliner Antidiskriminie
rungsstelle und auch die Ombudspersonen in Ber
lin haben eine höhere Fallzahl. Ich finde, bei die
sen Berechnungen müsste man ein bisschen Zeit 
geben. Bis Menschen wissen, dass es eine Om
budsperson gibt, an die sie sich wenden können, 
dauert es in der Regel. Wenn man die Fallzahlen 
der ersten ein, zwei, drei Jahre nimmt, hat es oft 
den Effekt, dass man Fragen stellt, ob sich das mit 
dem Personal rechnet. Ich finde, den Aufbau 
müsste man auch mit beachten. 

Insgesamt sind wir in Deutschland im internatio
nalen Vergleich die kleinste Antidiskriminie
rungsstelle mit dem kleinsten Budget, verglichen 
mit dem Volumen der Bevölkerung, also mit der 
Anzahl der Bevölkerung. Noch mehr kann man 
nicht am Diskriminierungsschutz sparen. Ehrlich 
gesagt, kann man vielleicht schon, aber dann 
müsste man sich wirklich fragen, ob man das 
möchte. Es ist eine Sache, dass man mit Blick auf 
die Wirtschaft sagt – ich kenne das Thema –, dass 
der Diskriminierungsschutz die Wirtschaft zusätz
lich belastet. Da kann ich nur sagen: Wir haben 
jetzt – nach fast 20 Jahren Erfahrung mit dem AGG 
– mehr oder weniger schwarz auf weiß, dass der 
Aufwand, den es an Bürokratisierung oder zusätz
licher Arbeit macht, sehr geringgehalten ist, sehr 
bewusst auch. Es ist eher so, dass Arbeitgeber sich 
selbst oft Konkretisierungen im AGG wünschen, 
weil sie wissen möchten, was es genau für sie 
heißt. Mache ich das rechtskonform? Das ist oft 
eine Blackbox. Da wird gesagt, dass eine Be
schwerdestelle eingerichtet werden muss, aber es 
steht nichts dazu, wie das gemacht wird. Das 
überfordert viele und sie wünschen sich von uns 
oft Vorgaben, die wir dann machen, aber die wir 
nicht rechtlich bindend machen können, sondern 
wir machen dann einen Service und sagen: „Es 
gibt gute Beispiele hier, gute Beispiele da“. Ich 
würde mir wünschen, dass wir – um zum Beispiel 
Gerichte und Verfahren zu entlasten – Möglich
keiten der Streitbeilegung haben, die außergericht
lich sind. Das ist in vielen Ländern so üblich, dass 
die Antidiskriminierungsstellen des Bundes in 
Fällen von Diskriminierung – mit einer fachlichen 
unabhängigen Kommission, die zum Beispiel aus 
ehrenamtlichen Richtern und Richterinnen be
steht – Entscheidungen herbeiführen können und 
damit Gerichte entlasten. Das fehlt bei uns. Man 

könnte tatsächlich zur Entbürokratisierung beitra
gen, indem man bessere Verfahren durchführt und 
gleichzeitig die Schutzstandards erhöht. Das wäre 
mein Wunsch und meine Empfehlung. 

Die Vorsitzende: Ganz herzlichen Dank. Dann 
kommen wir zur AfD-Fraktion. Das Wort hat der 
Abgeordnete Christian Zaum. 

Abg. Christian Zaum (AfD): Vielen Dank, Frau 
Vorsitzende, liebe Frau Ataman. Auch von unse
rer Seite einige Fragen: Sie sind mit lebhaften, gut 
fasslichen Beispielen eingestiegen, deren Rele
vanz ich auch hier in keiner Weise in Abrede stel
len will. An mich wenden sich aber auch ganz an
dere Menschen, die sich diskriminiert fühlen, zu
nehmend deutsche Schüler, die in ihren Klassen 
eine krasse Minderheit sind, vielleicht sogar die 
letzten, ja was sagt man, nicht ihrer Art oder die 
letzten Deutschen in ihrer Klasse, denen man ganz 
deutlich zu verstehen gibt: „Das ist unser Land, 
verpisst euch.“ Also, die Mobbing und Gewalt er
fahren, die Klamotten abgezogen bekommen und 
dergleichen mehr. Das Ganze erfasst mittlerweile 
sogar mittelgroße Städte oder den ländlichen 
Raum. Wenn wir in den Dortmunder Norden gu
cken, wo 78 Prozent der Menschen einen Migrati
onshintergrund haben, können Sie sich vorstellen, 
was an den Schulen los ist. Die Frage ist, melden 
sich bei Ihnen auch solche Schüler und Schüle
rinnen oder ist das für Sie irgendwie relevant? 
Wie gehen Sie damit um? 

Die zweite Frage, die ich stellen möchte: In der 
Siegener Zeitung von heute habe ich einen Artikel 
von einem Betreiber des Cafés Noir in Siegen gele
sen, das auf seine Kassenbons aufdruckt: 
„6.877 Menschen haben bei der Kommunalwahl 
AfD gewählt, die haben in meinem Café nichts zu 
suchen, denn sie sind nicht in der Lage, für die 
Stadt verantwortlich zu handeln. Merkt euch, ihr 
müsst draußen bleiben.“ Könnte man sich da auch 
an Sie wenden? Wäre das für Sie ein relevantes 
Problem? 

Und wenn noch Zeit ist, könnten Sie vielleicht 
kurz auf eine dritte Frage eingehen: Der Antiziga
nismus ist ja auch ein Phänomen, das Sie intensiv 
beleuchten. Sie bringen das auch in einen 
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Zusammenhang mit der Zustimmung für die AfD. 
Wenn wir jetzt mal in die Hotspots reingehen, mal 
gucken, was ist in Gelsenkirchen los, haben wir 
massive Probleme bei der Integration von Roma, 
mit der Roma-Zuwanderung haben wir eine hohe 
Kriminalitätsbelastung. Wir haben Vermüllung, 
wir haben Ruhestörungen, wir haben Wertverlust 
bei Immobilien. Die Frage ist, ob Sie auch bei die
sen Bevölkerungsgruppen eine Eigenverantwor
tung sehen oder ob Sie das als Problem der Mehr
heitsgesellschaft sehen. Vielen Dank. 

Die Vorsitzende: Vielen Dank, Herr Abgeordneter 
Zaum. Ich will darauf hinweisen, wie ich ein
gangs den Obleuten sagte: Wir werden hier in 
Kürze Herrn Staatssekretär Brand als Beauftragten 
für Antiziganismus zu Gast haben. Dann können 
wir dieses Thema weiter vertiefen. Frau Ataman. 

Ferda Ataman (Unabhängige Bundesbeauftragte 
für Antidiskriminierung): Fälle von Schülern und 
Schülerinnen, die in der Klasse diskriminiert wur
den, weil sie Deutsche sind, haben wir meines 
Wissens bei der Antidiskriminierungsstelle nicht 
in der Beratung. Das heißt aber nicht, dass das 
nicht vorgefallen sein kann, sondern das AGG gilt 
im Bildungsbereich nicht. Erstens, weil es Länder
zuständigkeit ist und zweitens, weil staatliches 
Handeln vom Anwendungsbereich des Gesetzes 
ausgenommen ist. Was es bräuchte, sind Landes
antidiskriminierungsgesetze. Das gibt es bislang 
nur in Berlin und das wäre in der Tat ein Fall für 
das Landesantidiskriminierungsgesetz. Wenn im 
Schulgesetz dann angepasst wird, dass Diskrimi
nierung und Mobbing aufgrund der Herkunft ver
boten sind, dann sind sie verboten, dann gilt das 
natürlich für alle. 

Das Café Noir, ich beziehe das jetzt ein bisschen 
allgemeiner auf die Frage, was mit dem Thema 
Diskriminierung aufgrund der politischen Einstel
lung ist. Das ist im Gesetz auch nicht geschützt, 
da würde ich an dieser Stelle erstmal juristisch 
antworten. Das Allgemeine Gleichbehandlungsge
setz schützt vor Diskriminierung aufgrund der Re
ligion und Weltanschauung. Die Weltanschauung 
wird manchmal interpretiert – zumindest von 
Menschen, die uns anfragen –, wie man politisch 
steht. Das ist aber in Deutschland gerichtlich 

geklärt, dass es dabei eher um Themen wie Athe
ismus geht, also im Vergleich zu Religiosität, 
Nichtreligiosität oder eben Weltanschauung, Hu
manismus etc. Das heißt, das wäre nicht ge
schützt, da könnte man rechtlich nicht dagegen 
vorgehen. 

Antiziganismus und Gelsenkirchen. Ihre Frage 
war, ob ich finde, dass die Leute ihren Müll selbst 
wegräumen müssen. Ja, aber wir haben natürlich 
immer ein Spannungsverhältnis, dass aufgemacht 
wird, zwischen Dingen, die passieren, die nicht in 
Ordnung sind und vorhandenen Vorurteilen, Ste
reotypen, Umgangsweisen. Im Fall von Antiziga
nismus haben wir ein gewisses Defizit. Das ist 
eine Gruppe, die nicht nur im Holocaust – sie 
nennen das anders, im Porajmos sozusagen –, im 
Nationalsozialismus verfolgt und ermordet, son
dern auch jahrelang danach strukturell benachtei
ligt wurde. Das sind Menschen, die oft Schwierig
keiten haben, Wohnungen zu finden, oft Schwie
rigkeiten haben, aus dieser sozialen Lage heraus
zukommen. Das ändert nichts daran, dass Ihre 
Frage war, wie es dann den Nachbarn geht oder 
wer dann schuld ist, wenn man sich darüber be
schwert. Ich finde, da sind die Kommunen gefragt, 
Lösungen zu finden, die für alle Beteiligten gut 
sind. Wenn die schwer zu finden sind, muss man 
sich eben mehr Zeit nehmen und Arbeit reinste
cken. Das vielleicht auf die Schnelle. 

Die Vorsitzende: Vielen Dank. Wenn ich ergänzen 
darf, es ist nicht Aufgabe des Antidiskriminie
rungsschutzes, dafür zu sorgen, dass Gruppen we
gen einer Verhaltensweise keine Kritik auf sich 
ziehen, sondern es ist die Aufgabe, Menschen da
vor zu schützen, dass sie aufgrund ihrer Dazuge
hörigkeit zu dieser Gruppe auf irgendeine Art und 
Weise ausgegrenzt, diskriminiert werden. Das ist 
der Kern der Idee der Antidiskriminierung. Kritik 
an schlechten Verhaltensweisen und Überwindun
gen, insbesondere wenn sie ins Kriminelle gehen, 
ist selbstverständlich erlaubt. Da ist aber gar kein 
Zusammenhang. 

Abg. Saskia Esken (SPD): Ich setze jetzt den ande
ren Hut auf, Frau Ataman, und will gerne sagen, 
dass Diskriminierung, Benachteiligung, Abwer
tung und Ausgrenzung in Deutschland im Leben 
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vieler Betroffener immer noch eine große Rolle 
spielt und ausgesprochen beklagenswert ist. Die 
Uhr darf gerne loslaufen, weil ich jetzt Fragende 
bin. Vielen Dank. Sie haben mit Ihrem Bericht 
nochmal sehr deutlich gemacht, wie wichtig es 
ist, dass wir als Politik und Gesellschaft dagegen
stehen, wenn Menschen allein wegen ihrer Zuge
hörigkeit zu einer Gruppe benachteiligt oder aus
gegrenzt werden. Denn die unantastbare Würde 
des Menschen, jedes Menschen, ist eben auch 
staatlicher Auftrag, Aufgabe der staatlichen Ge
walt. Dasselbe gilt für die Gleichberechtigung der 
Geschlechter, den Schutz von gruppenbezogener 
Benachteiligung. Und das ist unsere gemeinsame 
Aufgabe. Jetzt entnehme ich Ihrem Bericht – und 
Sie haben im Input auch nochmal darauf hinge
wiesen –, dass Sie angesichts der vielen Anfragen 
in der Beratung kaum noch nachkommen, das al
les zu beantworten. Was bedeutet es konkret? Wel
che Strukturen müssten wir wie wappnen? Ich 
will nochmal unterstreichen, was der Kollege von 
der CDU gesagt hat. Wir müssen natürlich darauf 
achten, dass unsere Strukturen effizient sind, da
mit wir alle Mittel, die wir einsetzen, ganz gezielt 
zu den Menschen und zu ihren Problemen brin
gen. Kann das Bundesprogramm „respekt*land“, 
das Sie auch angesprochen haben, als Ansatz Ent
lastung bringen? Wie sind Ihre Erfahrungen da
mit? 

Ferda Ataman (Unabhängige Bundesbeauftragte 
für Antidiskriminierung): Vielen Dank. Ich sagte 
bereits, die Anfragen haben sich in den letzten 
Jahren vervielfacht, also konkret in den letzten 
fünf Jahren fast verdreifacht, von 5 000 auf etwas 
mehr als 11 000 Anfragen. Wir haben im Sommer 
tatsächlich auch kurzfristig unsere Hotline und 
unsere Anrufmöglichkeiten sperren müssen, da
mit wir überhaupt das Ganze, den Beratungsstau, 
abarbeiten können. Wir haben sehr viele Be
schwerden von Menschen, die keine Antwort be
kommen und die darüber sehr erbost sind. Wir 
schicken Standardantworten raus mit: „Bitte be
denken Sie, dass eine Frist zu beachten ist.“ Das 
ist tatsächlich ein Problem. Um es zu sagen, wie 
es ist: Wir bräuchten mehr Personal. Ich habe 
sechs Juristen und Juristinnen, die die Beratung 
für sechs Diskriminierungsmerkmale durchfüh
ren. Sie wissen, allein das Geschlecht betrifft min
destens die Hälfte der Bevölkerung oder eigentlich 
alle, wenn man so will. Wir haben 83 Millionen 

Menschen in Deutschland. Wir bräuchten mehr 
Personal, wir haben aber mit dem Bundespro
gramm „respekt*land“ zum ersten Mal die Mög
lichkeit gehabt, Beratungsstellen vor Ort, insbe
sondere im ländlichen Raum, wo sie besonders oft 
ins Leere laufen, auffangen zu können, weil wir 
zivilgesellschaftliche Partner und Partnerinnen 
haben, denen wir fachlich qualifizierte Antidiskri
minierungsberatung ermöglicht haben. Das ist 
zum Beispiel in Mecklenburg-Vorpommern eine 
mobile Antidiskriminierungsberatung. Das ist ein 
großer Bereich, ein großer ländlicher Raum, auch 
wenn er im Vergleich zu anderen Bundesländern 
insgesamt nicht so groß ist, der so abgedeckt wird, 
dass zwei, drei Beraterinnen und Berater bei Be
darf, wenn es nötig ist und Menschen etwas nicht 
digital lösen können, dorthin fahren und die Men
schen überhaupt erstmals Beratung erhalten. 
Meine Sorge ist, dass das in einigen Bundeslän
dern wieder auf null fällt. 

Wir machen das gemeinsam mit den Bundeslän
dern, die auch den Bedarf sehen, das muss man 
dazu sagen. Mit diesem Programm ist es gelungen, 
viel aufzufangen, was gerade im ländlichen Raum 
los ist. Ich finde das auch richtig. Ich weiß nicht, 
ob alle Menschen eine Bundes-Antidiskriminie
rungsstelle mit einem Bundesadler anrufen möch
ten oder sich trauen, sich dort hinzuwenden. Es 
ist gut, wenn Beratung vor Ort stattfindet, da wo 
Menschen sie erleben, weil es auch oft spezifische 
Anfragen gibt, die aus der Ferne nicht so gut be
antwortet werden können. 

Unser Ziel ist es und war es – wir haben es in den 
letzten Jahren geschafft –, in jedem Bundesland 
eine Antidiskriminierungsberatungsstelle neu auf
zubauen oder weiter zu qualifizieren. Das wirkt 
sehr gut. Man kann wirklich sagen, dass sich das 
sehr lohnt, wenn man dort investiert und gleich
zeitig bei uns die Strukturen nicht, ich würde 
nicht sagen, aufbläht ‒ mir tut das weh, so etwas 
zu sagen. Ich verstehe die Diskussion um den Bü
rokratieabbau, muss aber sagen, dass Bürokratie 
auch einen Eigenwert hat, nämlich den, dass mit 
klaren Regeln, mit klaren Ansprechpersonen und 
mit klarer Erfassung Hilfe durch den Staat geleis
tet wird. 
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Und vielleicht noch eine Sache: das Allgemeine 
Gleichbehandlungsgesetz. Mir wird oft gesagt, wir 
haben doch das Grundgesetz, warum braucht es 
das AGG noch? Man muss sich das ein bisschen 
so vorstellen: Im Grundgesetz ist geklärt, wie es 
sich mit dem Eigentum verhält. Jeder Mensch 
weiß, dass man das Auto des anderen nicht anfah
ren darf. Aber wir brauchen eine Straßenverkehrs
ordnung, die regelt, was passiert, wenn ein Unfall 
passiert. War es rechts vor links oder welche Re
gel galt jetzt? Und das ist natürlich nicht im 
Grundgesetz geregelt. Das heißt, dass Artikel 3 GG 
konkret durch das Allgemeine Gleichbehand
lungsgesetz für den Alltag von Menschen zivil
rechtlich definiert wird. Das muss dann auch ge
staltet und genutzt werden können. 

Die Vorsitzende: Vielen Dank, dann wechsle ich 
gerne zurück in die Rolle der Vorsitzenden. Wir 
machen weiter mit der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN. Die Abgeordnete Mayra Vriesema hat 
das Wort. 

Abg. Mayra Vriesema (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ
NEN): Vielen Dank, Frau Vorsitzende. Sehr ge
ehrte Frau Ataman, vielen Dank für den Bericht 
und auch für die genannten Beispiele aus der Be
ratung. Wir begrüßen den detaillierten Bericht, 
auch weil er klare Handlungsempfehlungen vor
sieht und klare Erkenntnisse enthält. Der Bericht 
zeigt deutlich steigende Fallzahlen. Wir finden be
grüßenswert, dass weniger Diskriminierung ak
zeptiert wird und dementsprechend auch mehr 
gemeldet wird. Das ist ein logischer Zusammen
hang. Und auch das öffentliche Bewusstsein steigt 
für verschiedene Diskriminierungsformen. Beun
ruhigend finden wir allerdings, dass Diskriminie
rung immer offensichtlicher stattfindet und auch 
in ihrer Intensität zunimmt. Wir würden deshalb 
gerne drei Fragen in der ersten Runde klären: 

Wie schneidet Deutschland im internationalen 
Vergleich in Bezug auf Altersdiskriminierung ab? 
Vor allen Dingen, welche strukturellen und ge
setzlichen Maßnahmen empfehlen Sie, um die be
stehenden Defizite auszugleichen und den Schutz 
vor Altersdiskriminierung zu stärken? 

 

Außerdem würden wir gerne wissen, wie das Aus
maß der Diskriminierung auf dem deutschen 
Wohnungsmarkt aussieht und wie Sie dies beur
teilen? Welche Maßnahmen empfehlen Sie, um 
Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt vorzu
beugen, vor allen Dingen aber um diese abzu
bauen? 

Zum Schluss noch, gerade queere Menschen ste
hen aktuell sehr im Fadenkreuz, vor allen Dingen 
von radikalisierten und rechtsextremen Bewegun
gen. Wie erleben Sie das im Alltag? Es gibt in un
serer Gesamtgesellschaft täglich zunehmend mehr 
Diskriminierung in der Hinsicht, ob am Arbeits
platz, in Schulen oder im Gesundheitssystem. Wir 
würden gerne wissen, wie Sie diese Entwicklung 
und auch die Anfragen in Ihrer Beratung wahr
nehmen und wo Sie hier dringenden Handlungs
bedarf sehen. Vielen Dank. 

Die Vorsitzende: Vielen Dank. Frau Ataman, Sie 
haben das Wort. 

Ferda Ataman (Unabhängige Bundesbeauftragte 
für Antidiskriminierung): Vielen Dank für die Fra
gen. Altersdiskriminierung war die erste Frage. 
Wie schneiden wir da im internationalen Ver
gleich ab? Deutschland hat das Thema Altersdis
kriminierung aus meiner Sicht sehr lange ver
nachlässigt. Ich habe deshalb in meiner Amtszeit 
einen Schwerpunkt daraufgelegt. Wir wissen aus 
Umfragen, dass Menschen in Deutschland ge
nauso oft Altersdiskriminierung wie rassistische 
Diskriminierung beklagen, wenn man sich die 
Zahlen genau anguckt. Wenn man sich anguckt, 
wie präsent und bewusst uns das eine Thema ist 
und wie wenig wir über das andere Thema reden, 
sehe ich da noch großen Nachholbedarf beim 
Thema Aufklärung etc. Wir haben dieses Jahr eine 
repräsentative Umfrage gemacht und herausgefun
den, dass 43 Prozent der Befragten schon mal Al
tersdiskriminierung erlebt haben. Das steht aus 
meiner Sicht diametral zu dem, wie viel wir dar
über sprechen. Ich war auch überrascht, weil wir 
explizit nach dem Begriff Altersdiskriminierung 
gefragt haben und Menschen sich eigentlich 
scheuen zu sagen: „Ja, auch ich wurde diskrimi
niert.“ Trotzdem war diese Zahl so hoch. Wir ha
ben in der Antidiskriminierungsstelle 8.600 Fälle 
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gehabt. Um es kurz zu sagen: Wir haben in 
Deutschland Nachholbedarf, zum einen rechtlich, 
wir haben willkürliche Altersgrenzen. Ganz aktu
ell gab es einen Fall, dass man mit 72 Jahren oder 
– ich glaube – ab dem Alter von 70 Jahren nicht 
mehr als Notar weiterarbeiten kann. Μan muss 
dann seine Arbeit ruhen lassen. Es gab jetzt eine 
verfassungsgerichtliche Entscheidung, dass dies 
eine willkürlich gezogene und nicht nachvollzieh
bare Altersgrenze ist. In dieser Weise müsste man 
auch andere Altersgrenzen hinterfragen. Wir ha
ben gerade auch eine Debatte darum, wie lange 
Menschen arbeiten können und sollen. Da bietet 
sich das an. 

Das Zweite ist, dass wir die AGG-Reform auch für 
ältere Menschen benötigen. Ein besonders span
nender Bereich ist das Thema Digitalisierung. Es 
diskriminiert Menschen oft, wenn man sagt, dass 
alles nur noch digital geht. Man kann seine Thea
terkarten, seine Schwimmbadkarten, alles Mögli
che nur noch digital kaufen. Das ist gerade für äl
tere Menschen eine bestimmte Herausforderung, 
die sie nicht leisten können. Wir haben im Grund
gesetz gerade die Diskussion darüber, welche 
Merkmale noch aufgenommen werden sollten. Ich 
finde, dass der Schutz vor Diskriminierung allein 
aufgrund des Alters auch im Grundgesetz ge
schützt sein sollte. Das ist ein Merkmal, das bei 
uns tatsächlich fehlt. Das heißt, im allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetz ist es geschützt, aber das 
Grundgesetz sagt dazu nichts. Ich finde, dass wir 
das noch anpassen können. Oh, das war nur eine 
von drei Fragen. 

Die zweite Frage betraf den Wohnungsmarkt. Der 
Wohnungsmarkt ist tatsächlich ein Bereich, der 
uns in der Antidiskriminierungsstelle sehr oft be
schäftigt, über alle Merkmale hinweg. Besonders 
oft werden uns rassistische Diskriminierungen bei 
der Wohnungssuche gemeldet. Wir wissen aus ei
ner Umfrage, die wir gemacht haben, dass jede 
dritte Person mit Migrationshintergrund sagt, dass 
sie schon einmal Diskriminierung auf dem Woh
nungsmarkt erlebt hat. Bei uns in Deutschland 
fehlt zum Beispiel ein Verbot diskriminierender 
Wohnungsanzeigen. Das heißt, man kann be
stimmte Dinge inserieren. Wir hatten das auch 
beim Thema Antisemitismus noch einmal. Da hat 
sich jemand den Scherz, in Anführungsstrichen, 

erlaubt, antisemitische Wohnungsanzeigen zu 
schalten. Da haben der Wohnungskonzern oder 
die Plattform sehr schnell reagiert. Aber man 
muss trotzdem sagen: Es ist immer wichtig, dass 
es auch rechtlich geregelt ist. Tut mir leid, zu den 
queeren Menschen… 

Die Vorsitzende: Vielen Dank, Frau Ataman. Wir 
machen weiter mit der Fraktion Die Linke. Der 
Abgeordnete Maik Brückner stellt die Fragen. 

Abg. Maik Brückner (Die Linke): Vielen Dank für 
den Bericht, Frau Ataman. Ich kann Ihnen die 
Möglichkeit geben, auch auf die Frage zu antwor
ten, weil meine Frage in eine ähnliche Richtung 
geht. Vor zwei Jahren wurde das Selbstbestim
mungsgesetz vom Gesetzgeber eingeführt. Bei der 
Einführung wurden von konservativer Seite, aber 
auch in den Boulevardmedien, massiv Ängste vor 
Transfrauen geschürt. Deswegen auch meine 
Frage, inwiefern sich dies im Beratungsbedarf wi
derspiegelt. Teilen Sie Befürchtungen vor mehr 
Diskriminierung gegen Trans- und Interpersonen? 

Ferda Ataman (Unabhängige Bundesbeauftragte 
für Antidiskriminierung): Die Antwort ist ja. Ja, 
ich teile die Befürchtungen. Wir erleben es, dass 
sich bei uns zunehmend Trans-Personen melden, 
insbesondere weil eine gewisse Rechtsunsicher
heit aufgetaucht ist. Viele Menschen erleben, dass 
sie plötzlich aufgefordert werden, ihren Ausweis 
zu zeigen oder Dinge zu machen, zu denen sie 
vorher nicht aufgefordert wurden. Das ist im 
Grunde immer so, dass wir in der Beratung der 
Antidiskriminierungsstelle beobachten können, 
dass sich die öffentlichen und politischen Debat
ten, so wie sie geführt werden, nicht unmittelbar, 
aber mit einer leichten Verzögerung auf den Alltag 
von Menschen auswirken. Wenn abfällig über 
Menschen, die Sozialleistungen beziehen, disku
tiert wird, dann melden sich diese Personen ver
mehrt bei uns. Wenn queere Menschen, insbeson
dere Trans-Personen, öffentlich diskutiert und als 
Gefahr dargestellt werden, was besonders oft der 
Fall war, dann erleben sie im Alltag Ausgrenzung, 
werden beleidigt, man begegnet ihnen mit Angst 
und versucht, sie aus verschiedenen Lebensberei
chen herauszuhalten. 
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Ich kann das insofern nicht beziffern oder nicht 
mit einer dramatischen Fallzahl unterlegen, weil 
die Zahl der Menschen entsprechend nicht so 
groß ist, also der Anteil. Sie haben es gesehen, ich 
glaube es waren 7 Prozent oder 3 Prozent, nein 
4 Prozent, bei denen „sexuelle Identität“ als Merk
mal angegeben wurde. 

Das ist aber verglichen mit dem Anteil in der Be
völkerung durchaus nachvollziehbar, 4 Prozent, 
genau. Die Fallzahlen sind gestiegen und sie sind 
insbesondere drastischer geworden. Ich würde 
mir wünschen, dass die Debatten sachlicher ge
führt werden. Gerade das Selbstbestimmungsge
setz, da wurde getan, als wäre jetzt alles anders als 
exakt vor dem Tag, als das Gesetz in Kraft getreten 
ist. Die Realität ist eine andere. Das Gesetz hat gar 
nicht so viele Auswirkungen auf all die Bereiche, 
wo man das Gefühl hat, dass es Auswirkungen da
rauf hätte. Auch vorher hat es mit dem Transsexu
ellengesetz, das ja verfassungsrechtlich inakzepta
bel war, viele Möglichkeiten gegeben. Es gab auch 
vorher Trans-Menschen in Deutschland, die hät
ten in eine Sauna oder in ein Schwimmbad gehen 
können. Die Gefahr, die da aufgezeichnet wurde, 
ist ziemlich verzerrt worden, leider mit dem sehr 
nachteiligen Effekt. Aber auch da muss ich sagen: 
Es braucht ein besseres AGG, damit Menschen 
dann, wenn wirklich eine handfeste Diskriminie
rung vorliegt, dagegen vorgehen können. 

Die Vorsitzende: Gut, dann haben wir die erste 
Fragerunde abgeschlossen. Bitte? 

Abg. Maik Brückner (Die Linke): Ich würde sonst 
noch eine zweite Frage stellen. Alles gut. Danke 
schön. Entschuldigung. Es geht ein bisschen in 
die Richtung queerer Menschen und ihre De
monstrationen. CSDs zum Beispiel sind zuneh
mend Hass und Gewalt ausgesetzt. Inwiefern un
terstützen Sie da ein Signal des Gesetzgebers, dass 
das Grundgesetz in Artikel 3 GG um die Merkmale 
der sexuellen Identität, auch der geschlechtlichen 
Identität, erweitert wird? 

Ferda Ataman (Unabhängige Bundesbeauftragte 
für Antidiskriminierung): Nur, weil Sie es gerade 
angesprochen haben: Mir ist immer ganz wichtig, 
klarzustellen, dass wir als 

Antidiskriminierungsstelle nicht für Straftaten 
und Gewalttaten zuständig sind. Unbenommen 
dessen war Ihre Frage, wie ich zu dem Vorstoß der 
Grundgesetzänderungen stehe. Ich begrüße den 
Vorstoß sehr. Ich hätte mir gewünscht, dass es da
rin heißt, dass wir sexuelle Identität bzw. ge
schlechtliche Identität mit aufnehmen, um das 
klarzustellen. Man muss dazu sagen, dass die 
Rechtsprechung in Deutschland beim Thema Ge
schlecht eindeutig ist. Das heißt, dass das Ge
schlecht auch Geschlechtervielfalt umfasst. Recht
lich gesehen bräuchte man es nicht. Aber man 
braucht es, glaube ich, damit Menschen, die selbst 
betroffen sind, das erkennen können, dass dieses 
Gesetz sie auch schützt. Das haben wir jetzt auch 
schon im AGG, dass viele nicht wissen, wenn da 
Geschlecht steht, ob damit nur Männer und 
Frauen gemeint sind oder auch divers-geschlecht
liche Menschen etc. Aber ich begrüße den Vorstoß 
sehr. 

Die Vorsitzende: Gut, dann können wir zur zwei
ten Fragerunde kommen. Jede Fraktion hat jetzt 
vier Minuten Zeit für ihre Fragen und Antworten. 
Für die CDU/CSU beginnt der Abg. Körner, rich
tig? Nein? 

Abg. Marvin Schulz (CDU/CSU): Eine Frage stelle 
ich, bevor dann Herr Körner weitermacht. Sehr ge
ehrte Frau Ataman, ich bleibe noch einmal bei 
dem Thema aus der ersten Fragerunde. Stichwort 
„Entbürokratisierung“. Ihr Bericht warnt vor Dis
kriminierung durch KI-Systeme, z. B. bei automa
tisierten Bewerbungsverfahren. Meine Frage ist, 
ob es nicht reichen würde, die bestehenden Da
tenschutzregeln mit Blick auf die DSGVO – die ja 
sehr umfassend sind, wie zumindest Unternehme
rinnen und Unternehmer uns stets mitteilen – und 
das KI-Gesetz der EU konsequent anzuwenden. 
Wie können wir in dem Zusammenhang sicher
stellen, dass mittelständische Unternehmen, die 
oft keine eigenen KI-Experten haben, nicht durch 
übertriebene Dokumentationspflichten in Überfor
derung geraten? 

Ferda Ataman (Unabhängige Bundesbeauftragte 
für Antidiskriminierung): Vielen Dank. Ich finde, 
das ist eine ganz spannende und ganz entschei
dende Frage, weil Diskriminierung in Zukunft mit 
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Sicherheit häufiger nicht durch Menschen, son
dern auch durch Algorithmen oder KI-Systeme 
stattfinden wird. Vielleicht noch einmal zur Erin
nerung, worum es da geht: Es geht darum, dass 
ich mich bei einer Stelle nicht mehr per Post be
werbe, sondern alles Mögliche in ein Formular 
eingebe. Die Frage ist, ob das Programm mich auf
grund bestimmter Kriterien automatisch herausfil
tert, die ich nicht kenne, oder ob meine Bewer
bung der entscheidenden Person vorgelegt wird. 
Wir wissen, gerade aus der Anwendung nicht nur 
von Algorithmen, sondern in Kombination mit 
künstlicher Intelligenz, dass künstliche Intelligenz 
diskriminierende Praktiken lernt. Wenn in einem 
bestimmten Beruf in einem Unternehmen immer 
Männer in einem bestimmten Alter eingestellt 
worden sind, dann wird das System Frauen oder 
auch Männer in einem anderen Alter sehr wahr
scheinlich aussortieren. Die KI lernt und weiß, 
dass es gar nicht gewünscht ist. Gewünscht ist ein 
Mann zwischen 30 und 45 Jahren für diese Stelle. 
Damit das nicht passiert, muss man „sensibel pro
grammierte KI“ haben. Das ist durchaus möglich. 
Dass das immer gleich Bürokratie bedeutet, ist ein 
Trugschluss. Es geht darum, dass schon von vor
neherein bestimmt wird – darum geht es oft in der 
KI-Verordnung –, wer am Ende verantwortlich ist, 
wer dafür sorgen muss, dass das Programm vorher 
entsprechend gestaltet wurde. Das ist ein bisschen 
wie beim Thema Barrierefreiheit. Wenn man früh 
genug damit anfängt, das zu berücksichtigen, 
dann kostet das nicht mehr. In diesem Fall würde 
auch nicht mehr Bürokratie geschaffen. Es geht 
nicht darum, dass man viele Berichtspflichten 
oder Dokumentationen hat, sondern darum, dass 
Menschen die Möglichkeit erhalten, gegen Diskri
minierung, die nicht durch Menschen, sondern 
durch Computer oder Programme erfolgt, vorge
hen zu können. 

Die Vorsitzende: Der Kollege Körner. 

Abg. Dr. Konrad Körner (CDU/CSU): Herzlichen 
Dank, Frau Ataman. Ich bin der Direktabgeordnete 
für den Wahlkreis Erlangen und ein Fall aus mei
ner Heimatstadt – Sie haben das auch schon ein 
bisschen gestreift, das Thema Selbstbestimmungs
gesetz – hat es in die Medien geschafft. Sie haben 
selbst gesagt, dass man auch in der Wirtschaft bei 
dem einen oder anderen Thema Unsicherheit 

spürt. In dem Fall ist ein Brief von Ihnen oder von 
Ihrer Behörde öffentlich geworden, der der Fit
nessstudio-Betreiberin eines Frauenfitnessstudios 
eine Ausgleichszahlung oder ein Schmerzensgeld 
nahegelegt hat. Erstens, finden Sie, dass das glück
lich gelaufen ist? Zweitens, sind Sie der Meinung, 
dass sich der Gesetzgeber gerade bei diesen The
men mit dem Verweis auf das Hausrecht einen et
was zu schlanken Fuß gemacht hat und vielleicht 
auch gesellschaftliche Konflikte nicht geregelt 
hat? 

Das zweite Thema: Sie fordern eine Glaubhaftma
chung und damit faktisch eine Beweislastumkehr 
im AGG. Wie stellen Sie sich denn diese Umset
zung bürokratiearm vor? Denn faktisch führt eine 
Glaubhaftmachung dazu, dass jeder Arbeitgeber, 
Wirtschaft und Institutionen, den Gegenbeweis 
führen muss. 

Die Vorsitzende: Bitte, Frau Ataman, aber in der 
Kürze. 

Ferda Ataman (Unabhängige Bundesbeauftragte 
für Antidiskriminierung): Zum Hausrecht. Das 
von Ihnen genannte Beispiel ist insofern interes
sant, als es einen Fall betrifft, in dem eine Person 
ihren Geschlechtseintrag schon nach dem alten 
Transsexuellengesetz geändert hatte. Ich würde 
sagen, dass das so oder so passiert wäre – unab
hängig vom Selbstbestimmungsgesetz. Das zeigt, 
dass die Annahme, dass das Selbstbestimmungs
gesetzes alles verändert hätte, nicht stimmt. Ob 
das glücklich gelaufen ist? Ich würde mir manch
mal wünschen, ich könnte da auch einfach per
sönlich anrufen, weil ich glaube, dass man das im 
direkten Dialog besser machen kann. Ich kann 
sehr gut verstehen, dass die Fitnessstudio-Betrei
berin…, aber in der Sache hat das mit dem Selbst
bestimmungsgesetz gar nicht direkt zu tun gehabt. 
Und zur Glaubhaftmachung vielleicht gerne 
schriftlich, weil das ja auch eine spannende, 
wichtige Frage ist. 

Die Vorsitzende: Absolut, vielen Dank. Wir ma
chen weiter mit der Fraktion der AfD. Frau Przy
godda. 
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Abg. Kerstin Przygodda (AfD): Ja, vielen Dank. 
Zunächst einmal auch für den Bericht. Was wir 
nicht gehört haben, als es um Diskriminierung 
ging, ist die Zeit der Corona-Maßnahmen. Das fiel 
in die Einführung Ihrer Amtszeit. Da wurden mas
senweise Menschen diskriminiert, auch von staat
licher Seite, die nicht geimpft waren. Sie wurden 
vom öffentlichen Leben ausgeschlossen. Da finde 
ich kein Statement zu. 

Wer zurzeit am meisten in diesem Lande diskrimi
niert wird, das sind AfD-Mitglieder und AfD-Wäh
ler. Von dieser Seite hätte ich auch gerne eine 
Stellungnahme dazu, warum das in Ihrem Bericht 
nicht enthalten ist und warum es keine Beratungs
stelle für diese Menschen gibt. 

Die zweite Frage wäre zum Fall aus Erlangen, wo 
Sie sich persönlich eingemischt haben und der 
Fitnessstudio-Besitzerin ans Herz gelegt haben, 
1.000 Euro Bußgeld zu bezahlen. Sie haben in der 
Folge auch NiUS verklagt, weil Sie untersagen 
wollten, dass zum Fall eine Berichterstattung er
folgt. Damit haben Sie letztendlich Steuergelder 
verschwendet. Die Frage, die sich hier im Raum 
stellt, ist – weil keiner mehr Verantwortung dafür 
übernimmt –, warum Sie nach dieser Niederlage 
vor Gericht und der Verschwendung der Steuer
gelder nicht zurückgetreten sind. 

Dritte Frage: Sie haben eben gesagt, Sie sind dafür, 
dass die sexuelle Identität ins Grundgesetz aufge
nommen werden soll. Ist Ihnen klar, dass auch Pä
dophilie eine sexuelle Identität ist? Geben Sie da
mit den Kinderschutz auf? Danke. 

Die Vorsitzende: Frau Ataman, Sie haben das 
Wort. 

Ferda Ataman (Unabhängige Bundesbeauftragte 
für Antidiskriminierung): Die Corona-Maßnah
men, ich wurde 2022 gewählt, da liefen sie gerade 
aus, fallen tatsächlich in den Berichtszeitraum, da 
haben Sie recht. Es gab sehr viele Anfragen dazu, 
das ist richtig. Ich hatte vielleicht nicht explizit 
gesagt, dass der Gesundheitsbereich insgesamt –
aus meiner Sicht auch nicht zu Recht – vom AGG 
ausgenommen ist. Das heißt: In vielen Fällen 

wären wir noch nicht einmal zuständig gewesen, 
weil das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz 
nicht wirkt, was ich eine fragwürdige Entschei
dung finde. Wir haben in Deutschland bisher zu 
wenig Fälle vor Gericht. Meines Wissens ist da
mals zumindest niemand nach dem AGG vor Ge
richt gegangen. Sonst hätte man vielleicht eine 
Klarstellung gehabt. 

Zur Diskriminierung von AfD-Wählern: Da kann 
ich im Grunde nur wiederholen, was ich bereits 
vorhin gesagt habe. Politische Einstellungen sind 
ebenfalls nicht erfasst. Diskriminierungen auf
grund politischer Einstellungen, die es sicher gibt, 
sind gesetzlich nicht geschützt. Das ist genau das, 
was parlamentarische Arbeit ausmacht, dass man 
das diskutiert und guckt. Es gibt Länder, in denen 
dies enthalten ist, und Länder, in denen es nicht 
enthalten ist. Es gab eine Vordiskussion. Daran 
können Sie gegebenenfalls anknüpfen. Ich wehre 
mich, und das habe ich, glaube ich, nur ein- oder 
zweimal gemacht, juristisch dagegen, wenn kom
plette Falschbehauptungen gemacht werden. Es 
ist kein Bußgeld gewesen, und wir sind auch 
nicht die Bundesregierung, also der Staat. Die Er
zählung, die damals entstanden ist, lautet, dass 
durch den Brief ‒ Sie haben das sehr korrekt wie
dergegeben, ebenso der Kollege Herr Körner ‒ vor
geschlagen wurde, eine Ausgleichszahlung zu 
leisten, um Schmerzensgeld beziehungsweise 
Schadensersatz zu ermöglichen. Das muss 
Schmerzensgeld gewesen sein, denn das ist unser 
gesetzlicher Auftrag. Wenn jemand sagt: Ich 
möchte, dass Sie das für mich anbieten, dann kön
nen wir das machen. Das ist eine freiwillige, gütli
che Beilegung. Die Fitnessstudio-Betreiberin hat 
das abgelehnt und damit ist es auch okay. So ist 
das Gesetz und genauso war es gelaufen. Dass je
doch behauptet wird, der Staat verhänge hier ein 
Bußgeld ‒ die Formulierung lautete „die Regie
rung“ ‒, trifft nicht zu. Wir sind nicht die Regie
rung, und wir haben kein Bußgeld verhängt. Das 
ist etwas, was sehr schädlich ist, wenn man im 
Diskurs Lügen behauptet und dann so tut, als 
könnte der Staat Unternehmen platt machen, er 
würde sich willkürlich und böswillig einmischen 
und Menschen in den Ruin treiben. Ich glaube 
aber auch, dass die Betreiberin daraufhin in einer 
Kampagne sehr viel Geld für einen Gerichtspro
zess eingeworben hat. Wie der ausgegangen ist, 
wissen wir noch nicht, weil er noch nicht 
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abgeschlossen ist. 

Abg. Kerstin Przygodda (AfD): Darf ich kurz etwas 
zur sexuellen Identität im Grundgesetz sagen? Das 
wäre mir schon wichtig. 

Die Vorsitzende: Frau Przygodda, die Zeit ist um, 
es tut mir leid. Sie müssen auf anderem Weg die 
Debatte suchen. Im Übrigen weise ich darauf hin, 
Frau Ataman ist hier als Unabhängige Beauftragte. 
Sie ist nach ihrer persönlichen Meinung gefragt 
worden, aber diese spielt als Beauftragte keine 
Rolle. Meinungen und insbesondere Gesetzesän
derungen, vor allem Grundgesetzänderungen, wer
den vom Bundestag beschlossen. 

Abg. Saskia Esken (SPD): Ich wechsle noch ein
mal den Hut und frage erneut als Vertreterin der 
SPD-Fraktion. Ich hatte bereits darauf hingewie
sen, dass die Artikel 1 und 3 unserer Verfassung – 
die Verpflichtung, für die Gleichberechtigung der 
Geschlechter und den Schutz vor gruppenbezoge
ner Benachteiligung zu sorgen – bereits sehr stark 
sind und aus den Erfahrungen des Schreckensre
gimes der Nationalsozialisten formuliert wurden. 
Gleichzeitig wissen wir, dass die Gleichberechti
gung der Geschlechter noch lange nicht erreicht 
ist. Es steht als Postulat: Männer und Frauen sind 
gleichberechtigt. Man könnte glauben, das sei eine 
Tatsachenfeststellung. Das ist aber nicht der Fall. 
Deswegen ist es so entscheidend, dass wir auch 
politisch tätig werden. Nun ist die Frage: Weil wir 
zur Ausgestaltung dieses staatlichen Auftrags – 
Sie hatten es ausgeführt – das Allgemeine Gleich
behandlungsgesetz geschaffen haben – Gesetze 
sind dazu da, dass wir sie weiterentwickeln – was 
ist konkret Ihr Gedanke dazu, welche Punkte wä
ren aus Ihrer Erfahrung in den letzten Jahren die 
wichtigsten, die eine AGG-Reform enthalten 
sollte? Wo sehen Sie, das ist eine weitere Frage, in 
den nächsten zwei Jahren die Schwerpunkte in Ih
rer Arbeit? 

Ferda Ataman (Unabhängige Bundesbeauftragte 
für Antidiskriminierung): Vielen Dank. Für das 
Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz und die Re
form hatten wir – ausgehend von einer Evalua
tion, die bereits nach zehn Jahren Bestehen des 
Gesetzes gemacht wurde – einen Katalog mit sehr 

konkreten Vorschlägen gemacht. Das sind 19 Vor
schläge. Ich würde jetzt drei, die wichtigsten, zu
sammenfassen. Aus meiner Sicht braucht es eine 
längere Frist. Wir haben in Deutschland mit Ab
stand die kürzeste Frist, um gegen eine Diskrimi
nierung zivilrechtlich vorzugehen. In Frankreich 
beträgt sie fünf Jahre, in vielen Ländern zwei 
Jahre, wir haben zwei Monate. Wie bereits gesagt: 
Viele Menschen haben nicht die Möglichkeit, sich 
in so einer kurzen Zeit zu informieren, einen An
walt zu beauftragen und sehr gravierende Ent
scheidungen zu treffen. 

Das Zweite ist, neben den längeren Fristen, dass 
es Gesetzeslücken gibt, die wirklich sehr schwer 
verständlich sind. Sexuelle Belästigung am Ar
beitsplatz ist zum Beispiel nach dem AGG verbo
ten. Sexuelle Belästigung bei anderen zivilrechtli
chen Verträgen, wenn ich in einer Fahrschule bin, 
eine Fahrausbildung mache oder im Fitnessstudio 
bin, ist nicht verboten, obwohl das Gesetz für den 
Zugang zu Dienstleistungen und Gütern zuständig 
ist. Das heißt, dass eine Anpassung gemacht wer
den sollte, damit alle Merkmale in allen Bereichen 
gleich gut geschützt sind, in denen dieses Gesetz 
wirkt. Das wäre sehr wichtig. 

Aus meiner Sicht gehören neue Merkmale in das 
Gesetz. Wir haben in Deutschland sechs Merk
male. Viele glauben, das sei in Stein gemeißelt 
und müsse so sein. Es gibt europäische Länder, 
die haben 20 Merkmale, manche haben 15 Merk
male. Es ist so, dass man schauen muss, welche 
Diskriminierungsformen die Menschen in unse
rem Land erleben und ob sie ausreichend ge
schützt sind. Etwas, was wir aus dem Arbeitsbe
reich kennen, ist das Thema Fürsorgeverantwor
tung. Ich sagte bereits: Immer mehr Menschen 
müssen Angehörige pflegen und müssen das mit 
ihrer Arbeitszeit vereinbaren. Wenn Arbeitge
bende nicht flexibel darauf reagieren wollen, was 
einige tun, dann kann es sein – das berichten uns 
viele –, dass sie Diskriminierung erleben. Ebenso 
wie die Tatsache, dass in Deutschland Eltern im
mer noch lieber sagen „ich muss um drei Uhr zum 
Zahnarzt“, statt „ich muss um drei Uhr mein Kind 
aus der Kita abholen“, weil Fürsorgeverantwor
tung am Arbeitsplatz Nachteile bringt, wenn man 
nicht zu 100 Prozent flexibel ist. Das könnte man 
besser schützen. Das können wir besser. Und das 
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könnte man im Rahmen einer AGG-Reform umset
zen. 

Die Vorsitzende: Vielen Dank. Über die Schwer
punkte Ihrer Arbeit sprechen wir ein anderes Mal. 
Wir gehen dann weiter zur Fraktion BÜND
NIS 90/DIE GRÜNEN, Frau Misbah Khan. 

Abg. Misbah Khan (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen Dank für Ihren Bericht, Frau Ataman. Ich 
würde gerne mit zwei Fragen starten. Die erste 
Frage dreht sich um den aktuellen Haushaltsent
wurf von 2026. Die Auswirkungen des Haushalts
entwurfs schlagen sich natürlich nieder, nehme 
ich an, mit den Kürzungen auf die Arbeit der An
tidiskriminierungsstelle und auf die Betroffenen 
von Diskriminierung, die dort Rat suchen. Viel
leicht können Sie dazu noch einmal erläutern, 
was das für Konsequenzen für Sie und die Stelle 
an sich hat und vor allem auch, was die Kürzun
gen bedeuten, um die gesetzlichen Vorgaben des 
AGG überhaupt noch einhalten zu können. 

Zweite Frage: In dem Bericht wird gefordert, das 
Verbot der vorsätzlichen Offenbarung – dass eine 
Person trans, inter, nichtbinär oder agender ist – 
im Selbstbestimmungsgesetz nachzuschärfen. Wie 
bewerten Sie in diesen Zusammenhang die Ver
ordnung der Umsetzung des Gesetzes über die 
Selbstbestimmung in Bezug auf den Ge
schlechtseintrag im Meldewesen des Bundesin
nenministeriums, die am kommenden Freitag im 
Bundesrat beschlossen werden soll? Danke schön. 

Ferda Ataman (Unabhängige Bundesbeauftragte 
für Antidiskriminierung): Wir haben, so wie der 
Regierungsentwurf im Moment ist, drastische Kür
zungen von rund 30 Prozent zu erwarten. Wir 
sind – das sage ich an dieser Stelle ganz bewusst – 
eine der kleinsten Antidiskriminierungsstellen in 
Europa mit dem kleinsten Budget. Wir können 
uns ein bisschen mit Albanien vergleichen, die für 
2,8 Millionen Menschen zuständig sind. Die Kür
zungen würden unsere Arbeit erheblich ein
schränken. 

Neben der Beratung – über die ich schon gespro
chen hatte – und der Forschung haben wir den 

Auftrag, Öffentlichkeitsarbeit zu machen, die 
Menschen über ihre Rechte aufzuklären. Was ich 
gerne noch gefragt werde, ist, dass ich am besten 
noch Sensibilisierungsarbeit leisten soll. Tatsäch
lich sagen europäische Richtlinien, die letztes Jahr 
beschlossen wurden, dass die Antidiskriminie
rungsstellen das auch tun sollen, dass es zu ihrem 
Aufgabenbereich gehört. Ich weiß nicht, wie man 
das mit 150.000 Euro Öffentlichkeitsmitteln ma
chen soll. Die Bevölkerung sensibilisieren, über 
ihre Rechte aufklären und alle mitnehmen. Das 
heißt, dass es tatsächlich schwierig ist, den gesetz
lichen Auftrag umzusetzen. Ich hoffe sehr, dass 
das noch korrigiert wird und es uns möglich ge
macht wird, unsere Arbeit gut zu machen. 

Die zweite Frage betrifft eine bestimmte Änderung 
oder eine geplante Änderung. Trans- und interge
schlechtliche Menschen – das muss man wirklich 
nochmal explizit so sagen – sind starken Anfein
dungen und Ressentiments ausgesetzt. Das hatten 
wir gerade schon besprochen. Und wenn sensible 
persönliche Daten ungeschützt für alle möglichen 
Behörden zugänglich gemacht werden, dann steigt 
das Diskriminierungsrisiko. Wir haben nach höhe
ren Schutzstandards für die Daten zum früheren 
Geschlechtseintrag nachgefragt, denn darum geht 
es ja. Das Bundesinnenministerium hat uns noch 
nicht dazu geantwortet. Wir finden, und ich finde, 
dass solche Informationen in besonders begründe
ten Fällen eben unter erhöhten Voraussetzungen 
zugänglich sein sollten. Ich hoffe, dass das ent
sprechend angepasst wird, aber ich würde sagen, 
das ist auch möglich, dass das BMI da nachjus
tiert. Ich würde mir wünschen, dass die betroffe
nen Gruppen bei diesen sensiblen Fragen stärker 
in den Prozess eingebunden werden. Das ist in 
diesem Fall nicht passiert. Das ist etwas, was wir 
dann im Gesetzgebungsverfahren anmerken. 

Die Vorsitzende: Ganz herzlichen Dank. Dann hat 
als letzter Abgeordneter für die Fraktion Die Linke 
der Kollege Maik Brückner das Wort. 

Abg. Maik Brückner (Die Linke): Vielen Dank. Sie 
haben auch schon darauf hingewiesen, dass das 
AGG noch einige Schutzlücken aufweist. Auffällig 
ist für uns besonders, dass der soziale Bereich bis
her ausgeklammert ist. Inwiefern ist aus Ihrer 
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Sicht eine Erweiterung um das Merkmal „sozialer 
Status“, so wie es im Berliner Landesdiskriminie
rungsgesetz benannt ist, sinnvoll? 

Ferda Ataman (Unabhängige Bundesbeauftragte 
für Antidiskriminierung): Vielen Dank für die 
Frage. „Sozialer Status“ ist ein Merkmal. Wir re
den hier konkret von Fällen, wo zum Beispiel je
mand auf Wohnungssuche ist und angibt, dass er 
oder sie Sozialleistungen bezieht. Wir hatten 
Fälle, wo Vermietende dann schreiben: „Sorry…, 
Beleidigung, Beleidigung… Leute wie Sie möch
ten wir bei uns nicht im Haus haben“. Also „Sozi
alschmarotzer“ zum Beispiel. Das ist tatsächlich 
nicht vom Gesetz abgedeckt. Wir haben ziemlich 
viele Fälle dieser Art, insbesondere über die letz
ten zwei Jahre. Die Fallzahlen sind da deutlich ge
stiegen. Das ist nicht nur in Berlin im Landesanti
diskriminierungsgesetz geschützt, sondern auch 
europaweit in vielen Antidiskriminierungsgeset
zen entsprechend geschützt. Ich plädiere auf je
den Fall dafür, das mit aufzunehmen. Das ist tri
cky, weil die Frage lautet, was dieser soziale Sta
tus genau beinhaltet und wann man deshalb dis
kriminiert wird. Das ist ein Begriff, der Rechtsklä
rung benötigt. Wir haben dafür ein Rechtsgutach
ten in Auftrag gegeben mit der Frage, wie man das 
für Deutschland gut lösen könnte. Es gibt wie ge
sagt internationale Beispiele. Man kann das an 
sehr konkrete Dinge koppeln, zum Beispiel im Zu
sammenhang mit dem Bezug von Sozialleistun
gen. Diese Fälle haben wir. 

Die Vorsitzende: Eine weitere Frage, bitte. 

Abg. Maik Brückner (Die Linke): Vielen Dank, 
wenn wir noch Zeit haben. Sehen Sie in einem 
Verbandsklagerecht ein wirkungsvolles Instru
ment, um Diskriminierung aufgrund des Ge
schlechts im Bereich Arbeit zu verhindern? Und 
wenn ja, wie muss es ausgestaltet sein? 

Ferda Ataman (Unabhängige Bundesbeauftragte 
für Antidiskriminierung): Ja, ich halte ein Ver
bandsklagerecht für dringend notwendig und eine 
große Entlastung für die Menschen. Wir reden 
beim Antidiskriminierungsrecht von Fällen, in de
nen es darum geht, dass Menschen, früher hat 
man sie „die kleinen Leute“ genannt, also Leute, 

die nicht viele Mittel haben, prekäre Arbeitsbe
dingungen haben, Arbeitsverhältnisse haben, in 
denen sie eben nicht die Handynummer eines An
walts in ihrem Handy eingespeichert haben. Für 
diese Menschen ist es nicht nur schwer, jemanden 
zu finden, sondern auch oft ein zu hohes Risiko. 
Das heißt, sich gegen Diskriminierung zu wehren, 
ist faktisch nicht möglich. Dafür braucht es Pro
zessstandschaft, Verbandsklagerecht, also ver
schiedene Möglichkeiten. Das Verbandsklagerecht 
ist definitiv das, was den Menschen am meisten 
helfen würde, ihre Rechte durchzusetzen. Dazu 
muss man sagen: „Wir haben in Deutschland sehr 
wenig Fälle, in denen Diskriminierung per Gericht 
aufgrund des AGG verhandelt wurde. Sie alle ken
nen wahrscheinlich keine Menschen in Ihren 
Wahlkreisen oder kaum Menschen in Ihren Wahl
kreisen, die mal einen AGG-Fall vor Gericht ein
geklagt haben. Der Grund dafür ist, dass dieses 
Gesetz für die Menschen oft nicht anwendbar ist, 
nicht, dass sie keine Diskriminierung erleben. 
Deswegen brauchen wir das nicht nur für das 
Merkmal Geschlecht, sondern insgesamt. 

Die Vorsitzende: Ganz herzlichen Dank, Frau Ata
man, und auch an Sie, Frau Schlenzka, für die 
Zeit, die Sie uns hier zur Verfügung gestellt ha
ben. Wir wünschen viel Erfolg für Ihre weitere Ar
beit und bleiben sehr gerne im Gespräch. 

Die Vorsitzende: Dann schließe ich diesen Tages
ordnungspunkt und darf Sie verabschieden. 

Ferda Ataman (Unabhängige Bundesbeauftragte 
für Antidiskriminierung): Ganz herzlichen Dank 
auch von meiner Seite. 
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Tagesordnungspunkt 2 

Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung des 
Bundeshaushaltsplans für das Haushaltsjahr 
2026 (Haushaltsgesetz 2026 – HG 2026) 

– Einzelplan 17 – 

BT-Drucksache 21/600 
 

Änderungsanträge 1 bis 8 der Fraktion  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Ausschussdrucksache 21(13)15 -  

Änderungsanträge 1 bis 21 der Fraktion  
Die Linke 
- Ausschussdrucksache 21(13)16 -  

Die Vorsitzende: Zum Einzelplan 17 wurde das 
Strukturpapier des BMBFSFJ auf Ausschussdruck
sache 21(13)5 (Anlage 1) an alle Ausschussmit
glieder verteilt. 

Über die Änderungsanträge der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen ‒ Nrn. 1 bis 7 ‒ können wir en bloc 
abstimmen. Über den Änderungsantrag Nr. 8 zum 
Fonds Sexueller Missbrauch soll separat abge
stimmt werden. 

Die Änderungsanträge der Fraktion Die Linke kön
nen en bloc abgestimmt werden. 

Für die Beratung und Abstimmung sind 45 Minu
ten vereinbart. 

Wir beginnen mit den Statements der Fraktionen. 
Jede Fraktion hat sieben Minuten für ihre Ausfüh
rungen zur Verfügung. 

Der Parlamentarische Staatssekretär Michael 
Brand hat danach fünf Minuten, um dazu Stellung 
zu nehmen. 

Wir beginnen mit der Fraktion der CDU/CSU. 

Abg. Oliver Pöpsel (CDU/CSU): Vielen Dank, Frau 
Vorsitzende. Der Bundeshaushalt hat im Einzel
plan 17 einen deutlichen Aufwuchs gegenüber 
2025, immerhin rund 500 Millionen Euro. Die 
Schwerpunkte sind mit den Themen „Bildungsge
rechtigkeit verwirklichen“, „Familien über Gene
rationen hinweg stärken“, „unsere Gesellschaft 
und Demokratie resilienter machen“ gesetzt. Dazu 
gibt es verschiedene Aspekte. 

Thema Bildungsgerechtigkeit: Dreh- und Angel
punkt ist die frühkindliche Bildung. Alles andere 
ist Reparatur. Hier spielt das Zusammenspiel von 
Bildung und Betreuung eine Rolle. Entsprechend 
zeigt dieser Einzelplan massive Investitionen in 
die frühkindliche Bildung. Ab 01.08.2026 greift 
auch der Rechtsanspruch auf ganztägige Betreu
ung von Kindern der ersten Grundschulklasse. 
Mit diesem Haushalt gehen wir einen großen 
Schritt zur Erfüllung dieses Anspruchs. Mit der 
Zuweisung von 247,571 Millionen Euro an das 
Sondervermögen Ganztagsausbau stärken wir den 
Ausbau frühkindlicher Bildung und die Ganz
tagsangebote in Gänze. Qualitativ hochwertiges 
Ganztagsangebot erhöht nicht nur die Chance auf 
Bildungsgerechtigkeit, sondern schafft auch die 
Grundlage für die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf. So haben wir auch die Investitionen in die 
Kindertagesbetreuung weiter gestärkt. Für die 
Jahre 2026 bis 2029 wird die Bundesregierung 3,8 
Milliarden Euro bereitstellen. 

Hinzu kommt die Stärkung durch das Startchan
cenprogramm für Schulen in Herausforderungen 
mit hohem Anteil sozial benachteiligter Kinder. 
Dann machen wir natürlich unsere Gesellschaft 
und die Demokratie resilienter. Ein wichtiger Be
reich sind die Freiwilligendienste. Die werden wir 
ausbauen. Hier gibt es einen Zuwachs um weitere 
25 Millionen Euro. Ein wichtiges Signal zu ihrer 
Stärkung angesichts der Herausforderungen, die 
uns in den nächsten Jahren erwarten. 

Ich möchte noch einmal zu den Frühen Hilfen 
kommen. Im Koalitionsvertrag haben wir festge
legt, dass wir die Mittel aufstocken wollen. Wir 
haben sie als wirkungsvolle und zielgenaue Prä
ventionsmaßnahme zur Unterstützung, Begleitung 
und Beratung von Familien ab der 
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Schwangerschaft erkannt. Wir wollen sogar erpro
ben, wie die Frühen Hilfen auf Kinder im Alter 
von vier bis sechs Jahren ausgeweitet werden kön
nen. Die Hilfen greifen da, wo bei Kleinkindern 
die schlimmsten Dinge geschehen können, bevor 
sie geschehen. Diese Hilfen greifen da, wo 
schwangere und jüngere Mütter und Väter am ver
wundbarsten sind und viel Hilfe brauchen. Die 
Ziele der Stiftung sind die Stärkung der Eltern
kompetenz und der Eltern-Kind-Bindung, der prä
ventive Schutz von Kindern vor Missbrauch und 
Misshandlung sowie die Schaffung eines Netz
werks für Eltern und Kinder. 

Angesichts knapper Mittel sprechen wir über ei
nen Konsolidierungshaushalt. Wir müssen natür
lich überlegen, ob wir im Einzelplan 17 noch Mit
tel umschichten, um dieses Thema Frühe Hilfen 
vielleicht stärker in Angriff zu nehmen. Es gibt 
auch die verschiedenen Änderungsanträge, gerade 
von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, die eine deutli
che Aufstockung fordern. Hierzu muss man natür
lich sagen, dass unter Ihrer Ministerin in vielen 
Bereichen Mittel langfristig gebunden worden 
sind. Sie hatten da schon die Gelegenheit, zumin
dest bis Mai, die Mittel in Angriff zu nehmen. 
Deswegen sind Ihre Änderungsanträge sicherlich 
sehr öffentlichkeitswirksam, aber da muss man 
ganz klar sagen, dass Sie als Regierungspartei und 
mit der Ministerin in vielen Fällen auch nicht die 
richtigen Ansätze verfolgt haben. Deswegen, 
denke ich, sind wir mit unserem Ansatz und dem 
Haushaltsentwurf auf einem guten Weg und kön
nen die verschiedenen Themen weiter voranbrin
gen. Ich denke, das Weitere wird sich in der Dis
kussion und in den Bereinigungssitzungen erge
ben. Vielen Dank. 

Die Vorsitzende: Vielen Dank, Herr Kollege Pöp
sel. Wir machen weiter mit der Fraktion der AfD. 
Da hat das Wort die Abg. Birgit Bessin. 

Abg. Birgit Bessin (AfD): Frau Vorsitzende, sehr 
geehrte Damen und Herren! Wir sehen es natür
lich etwas anders mit dem Einzelplan 17, wie Sie 
es sich sicherlich vorstellen können. Exempla
risch ist in Ihrem Haushalt die ideologische Über
dehnung der staatlichen Familienpolitik. Wäh
rend klassische Aufgaben – Familie, Kinder, 

Altenhilfe – stagnieren, statt sie weiter auszu
bauen, wächst der Apparat zur Finanzierung poli
tisch motivierter Programme. Der Bundesrech
nungshof hat bestätigt: Fehlende Kontrolle, man
gelnde Transparenz, ineffiziente Mittelverwen
dung. Das ist in erster Linie keine Kritik der AfD, 
sondern eine Kritik des Bundesrechnungshofs. 
Diese Kritik sollte man sich eigentlich einmal zu 
eigen machen und darüber nachdenken, warum 
der Bundesrechnungshof das kritisiert – und nicht 
einfach darüber hinwegsehen. Unsere Fraktion 
fordert deshalb die Rückbesinnung auf die Kern
aufgaben und die Abwendung der demografischen 
Katastrophe, vor allem aber, dass das Bundespro
gramm „Demokratie leben!“ ersatzlos gestrichen 
wird. Da gehe ich später noch einmal darauf ein. 
Übrigens sollten alle Förderprogramme einer ex
ternen Erfolgskontrolle unterzogen werden. 

In diesem Einzelplan 17 sieht man eigentlich ins
besondere, was grundsätzlich schiefläuft. Stei
gende Ausgaben, wachsende Bürokratie, aber 
kaum überprüfbare Ergebnisse. Der Bundesrech
nungshof hat das in seinem aktuellen Bericht un
missverständlich festgestellt. Ich zitiere: „Feh
lende Wirksamkeitskontrolle, unzureichende in
terne Revisionen, optimistische Einnahmenpla
nung, steigende Verwaltungskosten trotz stagnie
render Aufgaben“. Das ist eigentlich ein ziemlich 
vernichtendes Urteil für diesen Haushalt. Wenn 
Sie schon so in diese Legislatur starten, dann wird 
es wohl kaum besser werden, meine Damen und 
Herren. 

Zum Gesamtüberblick kann man sagen, dass im 
Jahr 2026 ein Etat von 14,72 Milliarden Euro vor
gesehen ist. Das ist ein Plus um 3,7 Prozent. 
Könnte man denken, tolle Sache. Wenn man sich 
allerdings die Einzelheiten anschaut: Fehlanzeige, 
was diese tollen Dinge anbelangt. 2 Prozent Ver
waltungsausgaben, 1 Prozent Investitionen, 9 Pro
zent Programme wie „Demokratie leben!“ oder 
Gleichstellung, Diversitätsförderung, Jugendhilfe
programme. 88 Prozent sind gesetzliche Leistun
gen wie Elterngeld, Kinderzuschlag und Unter
haltsvorschuss. 
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Noch einmal kurz zu der fehlenden Erfolgskon
trolle und zu Ihrer politisch gefärbten Förderpra
xis. Jährlich fließen ja, oder in der Vergangenheit 
flossen 200 Millionen Euro in die Förderung unter 
dem Schlagwort „Demokratie leben!“ und „Tole
ranz“. Doch wer kontrolliert, wie diese Gelder ein
gesetzt werden? Es fehlen laut Rechnungshof und 
AfD die Zieldefinition und vor allem auch voll
ständig die Bedarfsanalyse. Das Projekt wird wei
ter fortgesetzt und ausgebaut. Ich gebe hier ein 
paar Beispiele, weil vielleicht nicht jeder mit dem 
Thema vertraut ist. Auch wenn die meisten von 
Ihnen das sicherlich nicht hören wollen, ist es auf 
jeden Fall interessant, da reinzuhören. Wenn man 
sich überlegt, wie die Gelder ausgegeben werden, 
Multiplikatorenschulung, Korp FRO, was auch 
immer das heißt. Irgendeine Organisation be
kommt beispielsweise 12.000 Euro und hat einen 
Eigenanteil von nur 148 Euro zu leisten. Das ist lä
cherlich. Für muslimische Spuren in deutscher 
Heimat wurden in den Jahren 2021 bis 2023 
728.085 Euro ausgegeben, bei einem Eigenanteil 
von 6.719,34 Euro. Da sind die 34 Cent auch 
schon eher lächerlich, meine Damen und Herren. 
Schauen wir uns Ihre Förderpraxis der vergange
nen Jahre an, die uns natürlich auch kritisch in 
die Zukunft blicken lässt: DITIB, Türkisch-Islami
sche Union der Anstalt für Religion e. V., hat in 
der Vergangenheit 1,3 Millionen Euro für zwei 
Jahre erhalten. Der Eigenanteil ist 32,81 Euro pro 
Jahr. Der DITIB-Landesverband Hamburg hat 
250.000 Euro erhalten. Der Eigenanteil liegt im
merhin bei 20 Prozent. Der Bund hat in der Ver
gangenheit bereits öfters mit Fördergeldern Geld 
für Islamverbände ausgegeben, die dann glückli
cherweise eingestellt wurden, weil man im Nach
hinein erkannt hat, dass es Kontakte zu Islamisten 
gab, meine Damen und Herren. Das gehört zur 
Überprüfbarkeit dessen, was wir anmerken, was 
in der Vergangenheit nicht funktioniert hat und 
scheinbar jetzt auch nicht funktioniert. Projekte, 
die die Trennung von schwarzen und weißen 
Menschen vorsieht, gab es auch unter Ihrem Label 
„Demokratie leben!“. EOTO e. V., für alle die es 
nicht kennen – Each One Teach One – hat von 
2020 bis 2023 über 2,2 Millionen Euro Steuergeld 
dafür bekommen, dass Kinder weißer Hautfarbe 
an diesen Projekten nicht teilnehmen durften. RE
MEMBER, hellhäutige Menschen waren uner
wünscht, nur schwarze, afrikanische und afro
diasporische Menschen sind erlaubt. Das sind 

Dinge, weswegen wir fordern, dass die Transpa
renz bei Ihren ganzen kunterbunten Projekten ir
gendwann einmal eingeführt wird – und unser 
Steuergeld nicht einfach rausgeworfen wird. Denn 
es kann wohl nicht Sinn und Zweck sein, dass un
ser aller Steuergeld für solche Dinge ausgegeben 
wird. 

Unplausible Einnahmen und Scheintransparenz 
sieht man auch in Ihrem Haushaltsplan, kalkuliert 
mit 260 Millionen Euro Rückgriffseinnahmen 
beim Unterhaltsvorschuss. Der Bundesrechnungs
hof – auf den komme ich gerne zurück, entweder 
haben Sie den Bericht alle nicht gelesen oder es 
interessiert Sie einfach gar nicht – bezeichnet 
diese Zahl als unrealistisch, denn die tatsächli
chen Rückflüsse liegen deutlich niedriger. Man 
kann also sagen, dass Ihr Haushalt aus Schönrech
nerei besteht. Strukturelle Fehlsteuerung, Kinder
zuschlag plus 1 Milliarde Euro, Kindergeld plus 
227 Millionen Euro, was eine lächerliche Erhö
hung von gerade einmal 4 Euro pro Kind ist. Wäh
rend diese Summen die Inflationsbelastung der 
Familien nicht annähernd ausgleichen, werden 
gleichzeitig teure Stiftungen weiterhin alimen
tiert. Bundesstiftung Gleichstellung: 5,7 Millionen 
Euro, das ist auch überflüssig, unserer Meinung 
nach. Beides dauerhaft abgesichert. Jedoch, wo 
bleibt Ihr Nachweis der Wirkung, dass dieses Geld 
dafür ausgegeben wird? 

Uns fehlt insgesamt die Transparenz, denn es gibt 
bis heute keine öffentliche Datenbank über Zu
wendungsempfänger. Das hatten wir bereits mehr
fach kritisiert. Parlament und Bürger wissen also 
nicht, welche Organisationen Steuermittel erhal
ten, vor allem mit welchem Ziel, was dahinter
steckt. Deswegen fordern wir die vollständige Ver
öffentlichung aller Förderempfänger und eine lau
fende externe Evaluation sämtlicher Programme. 
Vielen Dank. 

Die Vorsitzende: Frau Bessin, ich darf Sie gerne 
dazu einladen, die Rechte des Parlaments, die 
Rechte des Haushaltsausschusses und die jeweili
gen Rechte der Ministerien, des Bundesrech
nungshofs usw. zu studieren, um die Dinge ausei
nanderzuhalten. 
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Abg. Birgit Bessin (AfD): Wissen Sie, das kann ich 
schon ohne Ihren Hinweis. Vielen Dank. 

Die Vorsitzende: Das Wort hat jetzt der Kollege 
Felix Döring für die SPD-Fraktion. 

Abg. Felix Döring (SPD): Frau Vorsitzende, meine 
Damen und Herren, die Koalitionsfraktionen ha
ben sich entschieden, im Fachausschuss keine 
Änderungsanträge zur Beratung zu stellen. Den
noch will ich die Gelegenheit nutzen, einige 
Worte und Kommentierungen zum Haushalt zu 
machen, auch wenn ich versuche, die Zeit nicht 
komplett auszuschöpfen. Es klang eben schon an: 
Wir haben die Situation, dass knapp 90 Prozent 
aller Mittel im Etat in gesetzlichen Leistungen ge
bunden sind. Sobald wir eine Dynamik haben, be
kommen wir engere Spielräume im Bereich der 
freiwilligen Ausgaben, der Programmausgaben. 

Ich will zum Thema „Demokratie leben!“ nur sa
gen, dass ich die Aufstockung im Regierungsent
wurf ganz ausdrücklich begrüße. Ich will bei der 
Gelegenheit ein bisschen Sachlichkeit reinbringen 
und sagen, dass das Programm laufend extern eva
luiert wird. Bereits über die entsprechenden Rege
lungen der Bundeshaushaltsordnung ist ausge
schlossen, dass Menschen Förderung erhalten, die 
nicht auf dem Boden der freiheitlich-demokrati
schen Grundordnung stehen. Gerade in Zeiten, in 
denen die Ideologie der Ungleichwertigkeit und 
nachgewiesenermaßen auch der gruppenbezoge
nen Menschenfeindlichkeit weiter zunehmen, se
hen wir hier auf jeden Fall auch weiterhin eine 
sehr große Bedeutung des Programms. Es ist 
schließlich so, dass die Empfehlungen des NSU-
Untersuchungsausschusses, die einstimmig im 
Deutschen Bundestag angenommen wurden, unter 
anderem eine gesetzliche Grundlage für die Demo
kratieförderung vorgesehen haben. Das wäre auch 
eine Sache, über die in kurz- oder mittelfristiger 
Zukunft noch zu reden sein wird. 

Beim Elterngeld, mit Abstand der größte Posten 
im Einzelplan: leichte Einsparungen. Das liegt 
aber nicht daran, dass das Elterngeld der Bundes
regierung entsprechend unwichtiger geworden 
wäre, als das in den letzten Jahren der Fall war. 
Das Gegenteil ist der Fall. Wir haben es mit 

sinkenden Geburtenraten zu tun, woraus sich die 
Einsparungen ergeben. Ich persönlich bin sehr ge
spannt darauf. Da werden wir in nächster Zeit 
wahrscheinlich auch Zahlen erhalten, wie sich 
die Reformen aus der letzten Regierung bemerkbar 
machen, als wir im Rahmen des Haushaltsfinan
zierungsgesetzes 2024 sowohl die Grenze des zu 
versteuernden Einkommens angepasst als auch 
Änderungen bei der Möglichkeit vorgenommen 
haben, parallel im Basis-Elterngeld Monate zu be
ziehen. Da sind wir sehr gespannt, sobald erste 
Zahlen vorliegen. Die Erkenntnisse daraus sind 
mit Sicherheit auch sehr relevant für Reformen, 
die in dem Bereich noch anstehen. Ich will aller
dings auch davor warnen, dass aufgrund der 
Größe des Titels des Elterngeldes, das Elterngeld 
sozusagen als „Steinbruch“ für andere wichtige 
Dinge angesehen wird, die wir im Einzelplan gern 
stärker finanzieren würden. Aber ich denke, da 
besteht auch Einigkeit unter den verantwortungs
tragenden Fraktionen. 

Ansonsten haben wir – die Ministerin hat es auch 
in der letzten Ausschusssitzung dargestellt – zu
sätzlich zu den leichten Aufwüchsen beim Pro
gramm „Demokratie leben!“ auch Aufwüchse im 
Bereich des Kinder- und Jugendplans und der 
Freiwilligendienste. Dazu vielleicht nochmal ein 
paar knappe Worte: Im Koalitionsvertrag ist die 
10-prozentige Aufstockung des Kinder- und Ju
gendplans formuliert und auch die Dynamisie
rung, die ja extrem wichtig ist, vor allem, um mit 
den Tarifsteigerungen Schritt zu halten. Leider 
hatten wir es aufgrund der nicht vorhandenen Dy
namisierung in der Vergangenheit de facto mit rea
len Kürzungen zu tun. Deswegen ist es natürlich 
auch ein Anliegen der SPD-Fraktion, dass dieser 
Teil des Koalitionsvertrags sehr bald auch auf den 
Schreibtischen landet und wir ins Arbeiten rein
kommen können. Bei den Freiwilligendiensten 
wurden die entsprechenden Zahlen auch schon 
genannt. Es ist sehr begrüßenswert, dass wir da ei
nen Aufwuchs von insgesamt 25 Millionen Euro 
haben. Ich glaube, dass wir hier insgesamt partei
übergreifend als Fachpolitiker und Fachpolitike
rinnen gefordert sind. Jetzt, wo das Wehrdienst
modernisierungsgesetz ansteht ‒ unabhängig da
von, wie man dazu steht ‒, sind wir in der Verant
wortung, darauf hinzuweisen, dass es nicht nur 
darum gehen kann, den Wehrdienst attraktiver zu 
machen. Wir müssen auch bei den 
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Freiwilligendiensten ‒ den Jugendfreiwilligen
diensten ebenso wie dem Bundesfreiwilligen
dienst, der, was oft vergessen wird, auch lebensäl
tere Menschen betrifft ‒ die Rahmenbedingungen 
verbessern. Nur, um mal eine Hausnummer zu 
nennen: Das maximale Taschengeld beim FSJ liegt 
derzeit bei 644 Euro. Wenn wir uns dann an
schauen, dass im Rahmen des neuen Wehrdienst
modernisierungsgesetz bis zu 2.300 Euro netto zur 
Verfügung gestellt werden sollen, dann haben wir, 
glaube ich, eine Schieflage, über die wir noch mal 
sprechen sollten.  

Ansonsten müssen wir uns, glaube ich, im parla
mentarischen Verfahren im Haushaltsausschuss 
tatsächlich nochmal das Thema Antidiskriminie
rungsstelle vornehmen. Frau Ataman hat eben zu 
Recht darauf hingewiesen, dass, wenn man das 
Ganze in Relation zur Bevölkerungsanzahl setzt, 
wir ungefähr auf dem Niveau von Albanien sind, 
was die Antidiskriminierungsarbeit angeht. Des
wegen sollten wir da auch nochmal schauen, ob 
wir da Schwerpunkte setzen können. Ähnlich 
sehe ich das übrigens auch bei den drei Titeln, die 
die Wohlfahrtsverbände betreffen. Insbesondere 
im Bereich der psychosozialen Zentren sehen wir 
noch ein bisschen Bedarf und freuen uns dann auf 
die anstehenden Beratungen im Haushaltsaus
schuss. Vielen Dank. 

Die Vorsitzende: Ganz herzlichen Dank, Kollege 
Döring. Dann gehen wir über zur Fraktion BÜND
NIS 90/DIE GRÜNEN, Misbah Khan hat das Wort. 

Abg. Misbah Khan (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen Dank, Frau Vorsitzende. Wir sehen im Ein
zelplan 17 für den Haushalt 2026 zentrale Lücken. 
Acht dieser haben wir mit den folgenden Ände
rungsanträgen bearbeitet. Darauf würde ich jetzt 
Bezug nehmen: Im Koalitionsvertrag hat die Bun
desregierung sich verpflichtet, Mittel für den Kin
der- und Jugendplan um 10 Prozent zu erhöhen. 
Wir hatten den Punkt gerade schon seitens der 
SPD, das dauerhaft zu dynamisieren. Im Haus
haltsentwurf wird dieses Versprechen jedoch 
nicht eingelöst. Vorgesehen ist lediglich eine Er
höhung von 3 Prozent. Wir fordern eine angemes
sene Erhöhung der Mittel, um reale Kürzungen, 
hohe Inflationsraten und Tarifabschlüsse im 

öffentlichen Dienst auszugleichen. Zudem soll ab 
2027 entsprechend den Entwicklungen der Tarif
abschlüsse und Preiserhöhungen eine jährliche 
Anpassung erfolgen. Die bedarfsgerechte dynami
sierte Anpassung ist aus unserer Perspektive ein 
zentraler und vor allem ein überfälliger Schritt. 
Andernfalls geraten bestehende Strukturen unter 
Druck, es drohen Einschränkungen auch für die 
Angebote von Kindern und Jugendlichen. Das ist 
gerade in den Zeiten vielleicht nicht die beste Lö
sung. Kinder und Jugendliche brauchen gerade 
mehr Halt und deshalb braucht auch die Kinder- 
und Jugendhilfe mehr und nicht weniger. Die Stif
tung Frühe Hilfen unterstützt die Familien bis zu 
dem dritten Lebensjahr, besonders Armutsgefähr
dete, Alleinerziehende und Familien mit Flucht- 
und Migrationsgeschichte. Seit 2012 steigen die 
Zahlen der Kinder zwischen 0 und 3 deutlich. 
Gleichzeitig nehmen die psychosoziale Belastung 
und die psychische Erkrankung bei Eltern zu. Der 
Unterstützungsbedarf wächst damit also deutlich, 
und auch das Personal und die Sachkosten steigen 
durch Inflation und Tarifabschlüsse. Der Bundes
rat fordert eine Finanzierung der Frühen Hilfen in 
Höhe von 39 Millionen Euro für 2026, 42 Millio
nen für 2027 und 45 Millionen für 2028 sowie 
eine dynamische Anpassung. Wir unterstützen die 
Empfehlung ausdrücklich, damit Kommunen ent
lastet werden und jedes Kind gesund und gewalt
frei aufwachsen kann. 

Ein anderer wichtiger Schritt, der uns ein beson
deres Anliegen ist, ist die Stärkung der Freiwilli
gendienste. Die Freiwilligendienste sind ein zent
raler Lernort und ein Erfahrungsort für demokrati
sche Werte. Auch dafür braucht es deutlich ver
lässlichere Strukturen und ausreichende Mittel. 
Deshalb fordern wir drei Punkte. Erstens: Die fi
nanzielle Planbarkeit der Freiwilligendienste 
muss durch eine bessere Verpflichtungsermächti
gung sichergestellt werden. Träger und Ersatzstel
len müssen langfristiger planen können. Dafür 
brauchen sie klaren Zusagen des Bundes. Zwei
tens: Die Mittel müssen auch perspektivisch deut
lich erhöht werden, um den dringend nötigen 
Platzausbau zu ermöglichen, wie auch im Koaliti
onsvertrag angekündigt worden ist. Es wollen 
mehr junge Menschen den Dienst leisten als der
zeit Plätze zur Verfügung stehen. Das sollte als 
Dauerzustand nicht so bleiben. Eine stabile Erhö
hung ist deshalb dringlich geboten, eine 
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Verbesserung der Rahmenbedingungen, um der 
Zukunftsvision 2030 für Freiwilligendienste näher 
kommen zu können. Der dritte Punkt in dem Be
zug: Ab 2027 soll eine jährliche Anpassung der 
Mittel an die Tarifabschlüsse des öffentlichen 
Dienstes und des Verbraucherpreisindex erfolgen. 
Nur so lassen sich Kostensteigerungen, die durch 
die Inflation bedingt sind, auch auffangen. 

Dann haben wir das Thema Mehrgenerationen
häuser. Sie sind ein zentraler Baustein für soziale 
Solidarität und sie fördern den Austausch zwi
schen den Generationen. Sie unterstützen die Ver
einbarkeit von Familie, Beruf und Pflege, ermögli
chen eine selbstbestimmte Teilhabe im Alter und 
erleichtern auch die demokratische Mitwirkung 
als einen ganz zentralen Ort der Integration, auch 
für Menschen mit Migrations- und Fluchthinter
grund. Aus diesem Grund müssen Modellprojekte 
zur Einrichtung und zur Betreuung von Mehrge
nerationenhäusern nicht nur mit dem bisherigen 
Förderniveau fortgeführt werden, sondern im 
Bundeshaushalt dauerhaft abgesichert werden. 
Deshalb fordern wir im ersten Schritt, dass die 
Mittel im Haushalt 2026 von 24,75 Millionen auf 
47,7 Millionen Euro erhöht werden. 

Dann haben wir noch ein Thema, was wir immer 
mal wieder angesprochen haben, nämlich die 
Melde- und Informationsstelle Antiziganismus. 
Sie ist für die Erfassung antiziganistischer Vorfälle 
und der Gewalttaten in Deutschland unverzicht
bar. Sie benötigt eine institutionelle Förderung, 
die mit einem eigenen Titel im Einzelplan 17 fest
gelegt ist. Eine reine Projektförderung über „De
mokratie leben!“, wie die Bundesregierung das 
plant, reicht für die bundesweite Meldestelle 
nicht aus. Wir fordern zusätzliche Mittel von 
2,6 Millionen Euro im Haushalt 2026 mit dem 
Ziel, in jedem Bundesland eine eigene Melde- und 
Informationsstelle einrichten lassen zu können. 
Denn nur mit einer starken MIA können die Dis
kriminierung von Sinti*zze und Rom*nja in 
Deutschland langfristig und nachhaltig bekämpft 
werden. 

Dann haben wir noch zwei weitere Punkte. Ein
mal der zentrale Punkt der Betreuung von Ge
flüchteten. Gerade durch den Angriffskrieg in 

Russland kennen wir die Folgen. Auch da braucht 
es einen anhaltenden Unterstützungsbedarf. Auch 
die psychosoziale Betreuung ist ein Schwerpunkt. 
Die Wohlfahrtsverbände sprechen sich schon 
lange für zusätzliche Maßnahmen aus. Die müssen 
aus unserer Perspektive für eine stabile Versor
gung und Betreuung von Geflüchteten gewährleis
tet werden. 

Wir haben den „Fonds Sexueller Missbrauch“, der 
seit 2013 ein unverzichtbares Instrument zur Un
terstützung Betroffener sexueller Gewalt ist. Wer 
sich mal mit den Betroffenen oder den Stellen 
auseinandergesetzt hat, weiß, was das für eine Ar
beit ist. Auch hier wollen wir gerne, dass es eine 
Erhöhung gibt. Im Haushalt 2026 sind lediglich 
53 Millionen Euro vorgesehen. Die Bundesregie
rung fällt da weit hinter die tatsächlichen Bedarfe 
zurück und riskiert, dass wir ernsthafte Versor
gungslücken für Betroffene haben. Das Gutachten 
der UBSKM bestätigt, dass der Fonds rechtskon
form fortgeführt und gesetzlich verankert werden 
kann. Wir fordern deshalb zusätzliche 32 Millio
nen Euro zur Unterstützung der Betroffenen, um 
langfristig die Möglichkeit der Verankerung des 
Fonds und der Verantwortung, die in dem Kontext 
notwendig ist, für die Betroffenen und die Unter
stützung von ihnen zu gewährleisten. 

Zum Schluss nochmal in Bezug auf die Ände
rungsanträge der Linken und das Verhalten, was 
wir in Bezug auf die Abstimmungen haben wer
den: Einer Mehrheit der Änderungsanträge der 
Linken können wir zustimmen. Gleichzeitig gibt 
es in Abwägung einzelner Änderungsanträge Posi
tionen, die wir so überhaupt nicht mittragen kön
nen. Deshalb werden wir uns in der En-bloc-Ab
stimmung enthalten. 

Die Vorsitzende: Ganz herzlichen Dank, Frau 
Khan. Dann hat zum Abschluss noch die Abgeord
nete Maren Kaminski für die Fraktion Die Linke 
das Wort. 

Abg. Maren Kaminski (Die Linke): Vielen Dank, 
Frau Vorsitzende. Sehr geehrte Damen und Her
ren, wir machen kein Geheimnis daraus, dass wir 
letzten Endes, wie auch den 2025er Haushalt, den 
vorliegenden 26er Haushalt dieser 
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Bundesregierung ablehnen werden. Das hat für 
uns prinzipielle Gründe, weil wir insgesamt se
hen, dass die Umverteilung von unten nach oben 
gesellschaftlich auch in diesem Haushalt abgebil
det wird. Für uns wäre eine deutlich höhere Be
steuerung von Krisengewinnern notwendig, von 
großen Vermögen und auch von hohen Einkom
men, was sich hier nicht widerspiegelt. Wir haben 
nicht nur ein Ausgabenproblem, sondern vor al
lem ein Einnahmeproblem, das wir an diesen Stel
len gerne beheben wollen. 

Wir reden in diesem Haushalt über ganz viele Be
lange, die dem Gemeinwohl zugeschrieben wer
den. Dem haben wir eine große Priorität einge
räumt. Das sind für uns vor allem die Fragen der 
sozialen Gerechtigkeit, die sich in Bildung, in 
dem Sozialen, in Integration, vor allem auch in 
der Vermeidung von Kinderarmut und die ganze 
Infrastruktur festhält. Wir wollen vermeiden, dass 
die Schere zwischen Arm und Reich weiter ausei
nandergeht, dass der Gesellschaft Abstiegsängste 
genommen werden und nicht weiter geschürt wer
den. Wir wollen vor allem nicht, dass gesellschaft
liche Gruppen weiter gegeneinander ausgespielt 
werden. Die Koalition und die Bundesregierung 
schreiben die massive Ungleichverteilung in unse
rer Gesellschaft leider fort. Wir verhadern uns an 
härteren Sanktionen. Diese sollen Einsparungen 
beim Bürgergeld bringen, verstärken aber leider 
den Druck auf Löhne und Arbeitsbedingungen. 
Dazu werden wir sicherlich auch in den Plenarde
batten noch zu Wort kommen. 

Wir haben ein riesengroßes Problem, dass Vertei
digungsausgaben oberhalb von 1 Prozent vom 
Bruttoinlandsprodukt von der Schuldenbremse 
ausgenommen bleiben sollen. Unsere große Sorge 
ist, und die wird sich sicherlich auch in den kom
menden Jahren widerspiegeln, dass dies alles zu
lasten der Sozialausgaben gehen wird und der 
Kernhaushalt dadurch immer weiter unter Druck 
kommt. 

Wie schon angekündigt, fordern wir weiterhin 
eine gerechte Besteuerung, damit mittlere Ein
kommen entlastet und Reiche stärker an den Aus
gaben des Staates beteiligt werden. 

Zu dem vorliegenden Einzelplan haben wir nach 
wie vor die große Kritik, dass wir uns erst in der 
Bereinigungssitzung damit beschäftigen werden, 
dass wir den Bildungsbereich hier in diesem Aus
schuss nicht beraten können, weil das nach wie 
vor nicht zusammengeführt worden ist. Das war 
auch schon unsere Kritik am 25er-Haushalt, bei 
dem wir gesagt haben, weil das alles sehr schnell 
gehen musste, kann man sicherlich noch Ver
ständnis dafür haben. Dass es in diesen Beratun
gen wieder ausgenommen ist, das finden wir ei
gentlich grundfalsch. 

Unsere Änderungsanträge kennen Sie. Wir wollen 
insgesamt einen großen Aufwuchs für den Haus
haltsbereich in diesem Ausschuss haben. Da 
würde ich exemplarisch einige Dinge nennen: Wir 
wollen den Unterhaltsvorschuss auf breitere Beine 
stellen. Deswegen fordern wir an dieser Stelle 
deutlich mehr Geld. Das Elterngeld war auch 
schon häufiger ein inhaltlicher Teil der Ple
numsdebatten. Es ist auch schon hier genannt 
worden. Wir fordern ein Mindest-Elterngeld, weil 
es seit Jahren nicht angehoben worden ist, und 
vor allem auch eine Dynamisierung, die an vielen 
Stellen auch schon genannt wurde. Da, wo in den 
letzten Jahren durch Tarifsteigerungen und Infla
tion nicht dynamisiert wurde, brechen Strukturen 
weg. Das kann man an manchen Stellen leider 
auch nicht auffangen, dass das jetzt erst passiert. 

Wir fordern auch eine Dynamisierung und eine 
Erhöhung im Kinder- und Jugendplan, der deut
lich aufwachsen muss. Die Freiwilligendienste 
waren hier an vielen Stellen auch immer wieder 
Thema. Da reichen uns die Aufwüchse oder das 
zur Verfügung stehende Geld nicht aus. Wir wol
len auch etwas von dem Sondervermögen, das be
schlossen ist, in diesem Haushalt deutlich gesi
chert sehen. Da fordern wir einmal 1,2 Milliarden 
Euro, also ein Sondervermögen für die Jugendar
beit und für die Jugendsozialarbeit. Wir wollen 
ein Minimum von 1 Milliarde Euro für ein Investi
tionsprogramm für Kitas fordern. 

Zudem fordern wir einen neuen Haushaltstitel für 
eine Gewaltschutzinitiative, weil wir gerne abgesi
chert sehen wollen, dass sich auch die Istanbul-
Konvention, die ja beschlossen wurde, in diesem 
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Haushalt widerspiegelt. 

Wir hatten heute Besuch. Wir haben gehört, dass 
in der Antidiskriminierungsarbeit eigentlich zu 
wenig Geld da ist, Beratungstelefone abgeschaltet 
werden müssen. Ich glaube, es ist dringend erfor
derlich zu sagen: Alle, die von Antidiskriminie
rung betroffen sind, dürfen nicht damit belastet 
werden, dass ihre Anrufe nicht weitergeschaltet 
werden. Deswegen fordern wir auch im Bereich 
der Antidiskriminierung einen deutlichen finanzi
ellen Aufwuchs. 

Das ist nur exemplarisch. Unsere 21 Anträge stelle 
ich sonst nicht im Einzelnen vor. Ich bedanke 
mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

Die Vorsitzende: Ganz herzlichen Dank, Frau Ka
minski. Dann kommen wir, lieber Herr Brand, zur 
Stellungnahme des Parlamentarischen Staatssek
retärs. 

PStS Michael Brand (BMBFSFJ): Ganz herzlichen 
Dank, liebe Frau Vorsitzende. Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, ich möchte als Erstes ein herzliches 
Dankeschön für die Haushaltsberatungen sagen, 
auch für den Montagmorgen an alle Fraktionen im 
Berichterstattergespräch. Bundesministerin Karin 
Prien war vor einer Woche genau hier, um über 
die Schwerpunkte zu sprechen. Es sind damals 
aus dem Parlament, also vor einer Woche, zwei 
Punkte angesprochen worden, die Maßnahmen 
zum Schutz von Frauen vor Gewalt und die Koor
dinierungsstelle Istanbul-Konvention, die wir zeit
nah beantwortet und Ihnen zur Verfügung gestellt 
haben. 

Zum Regierungsentwurf will ich sagen – die Zah
len sind genannt worden –, dass im Einzelplan 17 
Ausgaben in Höhe von 14,7 Milliarden Euro ge
genüber dem Soll im Haushalt 2025 von 14,2 Mil
liarden Euro vorgesehen sind. Das ist ein Zuwachs 
um 522 Millionen Euro, also 3,7 Prozent. Dazu 
gab es auch Unterstützung in der Runde der Op
position. Aber ich will genauso deutlich sagen, 
dass wir definitiv in einer neuen Zeit angekom
men sind. Es gibt im jetzigen Haushalt eine Reihe 
von Bereichen und Titeln, die gut verstärkt 

werden. Viele sind auf sehr solidem Niveau ge
blieben, wobei auch schon ein erster Konsolidie
rungsbeitrag zu erbringen war. Sie hat also begon
nen, das meine ich mit der neuen Zeit. Es wird 
definitiv weiteren Konsolidierungsbedarf im Bun
deshaushalt geben. Deshalb bleibt es umso wichti
ger, dass wir Prioritäten setzen und Reformen an
packen. Dabei leiten uns in der Bundesregierung, 
aber eben auch im Parlament, sehr zentrale Fra
gen, die auch ohne Konsolidierung zu beantwor
ten wären. Auch das gehört zur Wahrheit dazu, 
nämlich: Wie können die Prozesse modernisiert 
werden? Wo müssen wir Bestehendes sorgfältig 
prüfen? Auch das ist eben in den Wortmeldungen 
der Regierungsfraktionen zum Ausdruck gekom
men. Dabei müssen wir herausfiltern, was not
wendig ist, was tragfähig ist und auch was nicht 
tragfähig ist. Es gilt das, was Ministerin Prien 
letzte Woche hier im Ausschuss gesagt hat. Es 
reicht nicht, Geld zu verwalten. Und mag es noch 
so viel Geld sein. Dies würde dem Gestaltungsan
spruch unserer Politik nicht gerecht. Und wir 
müssen als Regierung und als Parlament auch 
dann gestalten, wenn die Zeiten schwieriger sind. 
Das tun wir mit diesem Haushalt. Und dazu 
möchte ich ein paar kurze Beispiele darlegen. 

Ein wichtiges Thema hat der Kollege Pöpsel ange
sprochen. Im Bereich der frühkindlichen und 
schulischen Bildung, der beruflichen Bildung und 
beim lebenslangen Lernen werden wir bald besser 
abgestimmt agieren können. Ich will an der Stelle 
zum Thema „politisch motivierte Programme“ sa
gen – wie Sie das, Frau Bessin, genannt haben, da
mit hier kein falscher Eindruck entsteht –, das hat 
der Bundesrechnungshof nicht kritisiert. Da sollte 
man den Bundesrechnungshof nicht instrumenta
lisieren. Er spricht aber von der Wirksamkeit und 
der Zielsetzung. Und da sind wir uns sowohl in 
der Bundesregierung als auch bei den Koalitions
fraktionen einig. Das ist aber etwas anderes als 
das, was Sie eben hier falsch dargestellt haben. Im 
Übrigen: Die 200 Millionen Euro, die das Pro
gramm „Demokratie leben!“ betreffen, sind rund 
1,3 Prozent des Haushalts von 14,7 Milliarden 
Euro. Vielleicht sollte das auch jeder Zuhörer zur 
Kenntnis nehmen, damit hier nicht ein falscher 
Eindruck entsteht. 
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Im Übrigen ist ein klarer Schwerpunkt im Bereich 
Familie und Senioren. Das hat sich diese Regie
rung auf die Fahnen geschrieben, um auch diese 
Potenziale zu nutzen. Ich will an der Stelle auch 
der Kollegin Khan sagen: Ich möchte Sie wirklich 
bitten, bezüglich meiner zweiten Aufgabe als Bun
desbeauftragter für Sinti und Roma nicht ständig 
zu behaupten, dass es hier eine Förderung zweiter 
Klasse geben würde. Ganz im Gegenteil, als Beauf
tragter habe ich mich sehr stark dafür gemacht, 
während in anderen Bereichen die ersten Konsoli
dierungen stattfinden, dass in diesem Bereich 
nicht gekürzt wird. Es bleibt bei der gleichen 
Summe. Das ist deswegen so, weil uns die EU-
Roma-Strategie wichtig ist und ich, der Beauf
tragte, auch die Rückendeckung der Ministerin 
habe. Ich bitte Sie wirklich, das nicht ständig zu 
behaupten. Ich habe als Abgeordneter in der letz
ten Haushaltsdebatte eine Kurzintervention dazu 
gemacht. Im Übrigen: Bei der institutionellen För
derung, das war bei der Vorgängerregierung auch 
so, müssten Sie dann auch gleichzeitig erklären, 
welche Sie streichen. Und das, was Sie von uns 
fordern, ist auch in anderen Bereichen so gewe
sen, haben Sie selbst als Hausführung der Grünen 
in den letzten Jahren nicht getan. 

Ich habe gesagt, ich will ein paar Punkte anspre
chen. Oh, die Zeit läuft davon. Beim Elterngeld 
mit 7,5 Milliarden Euro werden wir prüfen, wie 
wir mehr Partnerschaftlichkeit in die Leistungen 
bringen können. Beim Unterhaltsvorschuss 
mit 1,3 Milliarden Euro und für den Kinderzu
schlag mit rund 3,4 Milliarden Euro stellen wir 
gezielte Förderung von Familien mit Kindern si
cher, also entgegen dem, was Sie behauptet haben, 
ob Alleinerziehende und Familien mit Kindern 
und beiden Eltern. Bei den gesetzlichen Leistun
gen halten wir Potenziale der Digitalisierung und 
weitere Reformschritte, z.B. Wohngeld und KiZ 
zusammenführen, Sozialstaatskommission, für 
noch nicht ausgeschöpft. Das werden wir auch an
gehen. 

Bei den Freiwilligendiensten und dem Bundes
freiwilligendienst können und wollen wir einen 
nachhaltigen Ausbau stemmen. Das bedeutet die 
Verstärkung eines wichtigen Angebots, gerade für 
junge Menschen in diesem Land. Ich möchte die 
Wortmeldung des Kollegen Döring aufnehmen. 

Wir sollten uns auch bei der Debatte um die Wehr
pflicht nicht hintenanstellen, das ist ein sehr zent
raler Punkt. 

Frau Vorsitzende, ich will noch einen Punkt an
sprechen: Das ist der neu zugeordnete Bildungsbe
reich. Auch hier gibt es Ausgaben für die Moder
nisierung und Stärkung der beruflichen Bildung, 
die ein Schwerpunkt ist. Ich nenne aufgrund der 
Zeit die Zahlen nicht, aber Sie kennen sie alle. Ich 
will den für uns doch besonders wichtigen Be
reich der Bildung und Betreuung und das stark er
höhte Engagement des Bundes hervorheben. Das 
gilt neben der Einzelplanberatung, weil dieser 
milliardenschwere Posten eben nicht im Einzel
plan 17 aufgeführt ist, sondern unter anderem aus 
dem Sondervermögen stammt: Der Ganztag 
3,5 Milliarden Euro sowie die Bundesunterstüt
zung der Länder bei den Betriebskosten, das KiTa-
Qualitätsgesetz mit 2 Milliarden Euro, die 
100 Milliarden Euro an die Länder und das Start
chancen-Programm möchte ich auch erwähnen. 

Sie sehen daran: Wir haben im nächsten Jahr viel 
vor und werden auch aktiv in diesem Bereich ge
stalten. Insofern werbe ich sehr dafür. Mit dem 
Dank ist die Bitte verbunden, diesem Entwurf zu
zustimmen. 

Die Vorsitzende: Ganz herzlichen Dank, Herr 
Staatssekretär. Dann kommen wir zu den Abstim
mungen. 

Die Änderungsanträge 1 bis 7 der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Ausschussdruck
sache 21(13)15 (Anlage 2) werden mit den Stim
men der Fraktionen der CDU/CSU, AfD und SPD 
gegen die Stimmen der Fraktion BÜND
NIS 90/DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der 
Fraktion Die Linke abgelehnt. 

Der Änderungsantrag 8 der Fraktion BÜND
NIS 90/DIE GRÜNEN auf Ausschussdrucksache 
21(13)15 (Anlage 2) wird mit den Stimmen der 
Fraktionen der CDU/CSU, AfD und SPD gegen die 
Stimmen der Fraktionen BÜNDNIS 90/DIE GRÜ
NEN und Die Linke abgelehnt. 
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Die Änderungsanträge 1 bis 21 der Fraktion Die 
Linke auf Ausschussdrucksache 21(13)16 (An
lage 3) werden mit den Stimmen der Fraktionen 
der CDU/CSU, AfD und SPD gegen die Stimmen 
der Fraktion Die Linke bei Stimmenthaltung der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt. 

Der Ausschuss empfiehlt mit den Stimmen der 
Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die 
Stimmen der Fraktionen AfD, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und Die Linke die Annahme des Einzel
plans 17 im Gesetzentwurf. 

Die Vorsitzende: Ich schließe diesen Tagesord
nungspunkt. Ich danke Ihnen herzlich für die Ge
duld mit uns. 

 

 

Tagesordnungspunkt 3 

Beschlussfassung über die Änderung des regel
mäßigen Beginns der Sitzungen des Ausschusses 
für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Ju
gend auf 11:30 Uhr. 
 

Die Vorsitzende: Jetzt kommen wir zu Tagesord
nungspunkt 3, Beschlussfassung über die Ände
rung des regelmäßigen Beginns der Sitzungen des 
Ausschusses für Bildung, Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend auf 11:30 Uhr. Ich will darauf 
hinweisen, dass diese Änderung damit zusam
menhängt, dass eine Entzerrung der Ausschuss
zeiten am Mittwochvormittag vorgenommen wer
den soll. Die Beratungen im Plenum beginnen erst 
um 14 Uhr, sodass wir keine Sorge haben müssen, 
mit der demnächst noch stärkeren Erweiterung 

um das Thema Bildung nicht genügend Zeit für 
unsere Themen zu haben. 

Die Koalitionsfraktionen schlagen also vor, dass 
wir in Zukunft regelmäßig mit unserer nicht öf
fentlichen Sitzung um 11:30 Uhr beginnen. Wir 
stimmen direkt darüber ab. 

Wer stimmt zu? Das sind die Koalitionsfraktionen, 
die AfD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Wer ist 
dagegen? Wer enthält sich? Das ist Die Linke. Al
les klar. Dann ist der Vorschlag der Koalitionsfrak
tionen mit der Mehrheit der Stimmen der Koaliti
onsfraktionen, der AfD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN bei Stimmenthaltung der Fraktion Die 
Linke angenommen. 

Dann schließe ich auch diesen Tagesordnungs
punkt. 

Der Ausschuss empfiehlt mit den Stimmen der 
Fraktionen CDU/CSU, AfD, SPD und BÜND
NIS 90/DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der 
Fraktion Die Linke die Annahme des Antrags. 

 

 

Tagesordnungspunkt 4 

Verschiedenes 

Die Vorsitzende: Ich rufe Tagesordnungspunkt 4 
auf. Gibt es Wortmeldungen? Das ist nicht der 
Fall. Dann kann ich die Sitzung schließen. Ich 
danke Ihnen für den guten Verlauf.

 
 
Schluss der Sitzung: 12:54 Uhr 
 

 

gez. Saskia Esken, MdB 
Vorsitzende 
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